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VORWORT

Die Dörfer im ländlichen Raum der Ortsgemeinden in der Verbandsgemeinde Kaisers-
esch sind in die Jahre gekommen: Während Einwohnerverluste und daraus resultierende 
Leerstände aktuell durch Wanderungsgewinne z. T. kompensiert werden, bringt die Über-
alterung der Dörfer nach wie vor Veränderungen mit sich (Wohnansprüche, Barrierefreiheit). 
Gleichzeitig wird die Gesellschaft bunter, Haushaltsformen ändern sich. Als demografische 
Konsequenz und Folge des Strukturwandels zeigt sich ein Verlust der Versorgungsfunktio-
nen (fehlende Nahversorgung und Dienstleister, Leerstände). Dies wurde auch durch die 
Zukunftsstudie „Kaisersesch 2030 - Initiative Zukunft“ (2010) sowie die Projektstudie 
„Datencheck Initiative Zukunft“ (2017) bestätigt und trifft auch auf die Ortsgemeinde Ur-
mersbach zu.

Obwohl z. T. investiert wurde, entspricht die private Bausubstanz oft nicht zeitgemäßen An-
forderungen. Im erweiterten Ortskern besteht Modernisierungs- und Instandsetzungsbedarf 
der Gebäude - sowohl was die „Hülle“ der Gebäude anbelangt (Fassade, Dach, ...), als auch 
im Innern der Gebäude (Barrierefreiheit, energetischer Standard). Dabei sind gerade die 
Ortskerne die „Visitenkarte“. Sie prägen den ersten und wichtigsten Eindruck von Gästen 
und bestimmen die Wohnqualität. Sind diese Veränderungen erst einmal (deutlich) sichtbar, 
droht die „Abwärtsspirale“. Der Ortskern wird auch für private und gewerbliche Investitio-
nen zunehmend unattraktiv und spielt als Arbeitsplatzstandort keine Rolle mehr.

Dies wurde auch im Rahmen des 2009 erstellten Dorferneuerungskonzepts festgestellt. 

Gleichzeitig kommen die Gebäude der 1960er und 1970er in die Jahre und nach und nach 
auf den Immobilienmarkt. Auf dem Einfamilienhaus-Immobilien markt kommt es zu Überan-
geboten, von denen dann vor allem ältere Wohngebäude-Generationen mit Mängeln und 
Defiziten in den Bereichen Bausubstanz, Energie, Barrierefreiheit ... betroffen sind. Auch 
gewerblich genutzte Objekte bedürfen der Vitalisierung.

Dies zeigt, dass die bisherigen Bemühungen nicht ausreichend waren, um städtebauliche 
Herausforderungen im Ortskern zu beseitigen bzw. für die Zukunft erst gar nicht entstehen 
zu lassen. Zur Beseitigung der städtebaulichen Missstände sind eine Reihe von Einzelmaß-
nahmen erforderlich, auch der öffentlichen Hand. Hier haben bisher jedoch insbesondere 
Instrumente gefehlt, um private Aktivitäten anzustoßen. 

Mit der förmlichen Ausweisung eines Sanierungsgebietes im Sinne des § 142 BauGB beab-
sichtigt die Ortsgemeinde Urmersbach ihren erweiterten Ortskern fit zu machen und städ-
tebauliche Qualität in den Ort zu bringen. Zudem gibt es für Grundstückseigentümer und 
somit auch für Ansiedlungswillige und potenzielle Investoren neben der Beseitigung städte-
baulicher Missstände in Sanierungsgebieten steuerliche Anreize, um in die (ortsbildgerechte) 
Sanierung der Gebäude zu investieren. Gleichzeitig ist ein Sanierungsgebiet ein Verkaufs-
argument bei der Wiedernutzung eines Gebäudes.

Vor der förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebietes i. S. d. § 142 BauGB sind Vorbe-
reitende Untersuchungen i. S. d. § 141 BauGB erforderlich, um insbesondere zu prüfen und 
nachzuweisen, ob die Sanierung überhaupt notwendig ist.

Mit der Erstellung der Vorbereitenden Untersuchungen und der Durchführung des Verfah-
rens ist die Kernplan GmbH, Gesellschaft für Städtebau und Kommunikation, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt.

VORWORT



Vorbereitende Untersuchungen
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Die Ortsgemeinde Urmersbach hat in ihrem 
Ortskern grundsätzlichen Sanierungsbedarf 
erkannt.

Sanierungsgebiete zur  

Behebung städtebaulicher  

Missstände

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
sind Maßnahmen, durch die ein Gebiet 
zur Behebung städtebaulicher Missstän-
de wesentlich verbessert oder umgestaltet 
werden soll (§ 136 Abs. 2 BauGB), wobei 
die einheitliche Vorbereitung und zügige 
Durchführung im öffentlichen Interesse lie-
gen muss (§ 136 Abs. 1 BauGB).

Städtebauliche Missstände liegen vor, wenn 

 � „das Gebiet nach seiner vorhandenen 
Bebauung oder nach seiner sonsti-
gen Beschaffenheit den allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse oder an die Si-
cherheit der in ihm wohnenden oder 
arbeitenden Menschen auch unter Be-
rücksichtigung der Belange des Klima-
schutzes und der Klimaanpassung nicht 
entspricht oder

 � das Gebiet in der Erfüllung der Auf-
gaben erheblich beeinträchtigt ist, die 
ihm nach seiner Lage und Funktion ob-
liegen.“

(Quelle: § 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 BauGB).

Vorbereitende Untersuchungen 

als gesetzliche Pflicht

Ziel der Vorbereitenden Untersuchungen 
(VU) ist gem. § 141 Abs. 1 BauGB, Beurtei-
lungsgrundlagen zu gewinnen über

 � die Notwendigkeit der Sanierung und 
die sozialen, strukturellen und städte-
baulichen Verhältnisse und Zusammen-
hänge. Beispielhaft: Liegen im Ortskern 
städtebauliche Missstände vor? Ist eine 
Sanierung überhaupt erforderlich? 

 � die anzustrebenden Ziele. Beispielhaft: 
Können die allgemeinen städtebau-
lichen Missstände im Ortskern durch 
Sanierungsmaßnahmen überhaupt be-
hoben werden? Was sind die Ziele der 
Sanierung? Welche Maßnahmen sind 
erforderlich? 

 � die Durchführbarkeit der Sanierung im 
Allgemeinen. Beispielhaft: Ist die Ge-
samtmaßnahme finanzierbar? Besteht 
Mitwirkungsbereitschaft der Bürgerin-
nen und Bürger?

Die VU muss grundsätzlich durchgeführt 
werden, um Beurteilungsgrundlagen 
über die hinreichende Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der Sanierung zu gewin-
nen und ist gleichzeitig Instrument zur Ak-
tivierung der Betroffenen.

Beteiligung und Mitwirkung 

der Betroffenen und der  

öffentlichen Aufgabenträger

In die Vorbereitung und Durchführung der 
Maßnahme sind sowohl die Bürger als 
auch die öffentlichen Aufgabenträger ein-
zubinden. Das Baugesetzbuch schreibt mit 
den §§ 137, 139 BauGB vor:

 � „Die Sanierung soll mit den Eigentü-
mern, Mietern, Pächtern und sonstigen 
Betroffenen (...) erörtert werden. Die 
Betroffenen sollen zur Mitwirkung (...) 
angeregt und hierbei im Rahmen des 
Möglichen beraten werden.“ 

 � „Der Bund, einschließlich seiner Sonder-
vermögen, die Länder, die Stadtverbän-
de und die sonstigen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentli-

chen Rechts sollen im Rahmen der ihnen 
obliegenden Aufgaben die Vorbereitung 
und Durchführung von städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahmen unterstützen.“

Im Rahmen der Vorbereitung der Sanierung 
erfolgen entsprechende Beteiligungen. 

Die Ergebnisse der Beteiligungen fließen 
ebenfalls in das Abwägungsgebot des § 
136 Abs. 4 Satz 3 BauGB mit ein. Hiernach 
sind die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen.

Sanierungsrechtliche Vorgaben

 � Sanierungsgebiete sind ein klassisches Instrument zur Aufwertung der Ortskerne

 � Sanierungsgebiete bieten optimale Rahmenbedingungen, um in die Modernisierung und In-
standsetzung der Gebäude zu investieren und können einem öffentlichen Investitionsbereich 
mit hohen direkten und indirekten Anstoßwirkungen, auch für die Bauwirtschaft, dienen

 � Grundstückseigentümer in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet können unter Be-
rücksichtigung der Voraussetzungen auch erhöhte steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten 
(§§ 7 h, 10 f und 11 a Einkommenssteuergesetz) in Anspruch nehmen

 � Das Sanierungsverfahren beginnt mit dem Beschluss des Ortsgemeinderates über den Be-
ginn der Vorbereitenden Untersuchungen (§ 141 Abs. 3 Satz 1 BauGB)

 � Vorbereitende Untersuchungen (VU) als erforderlicher Nachweis und Prüfung, ob die Sanie-
rung überhaupt erforderlich ist

 � Nachweis über „städtebauliche Missstände“ im Gebiet gem. § 136 Abs. 2 und 3 BauGB zur 
Bestätigung des Sanierungsverdachtes

 � Vorschlag zur Abgrenzung des Sanierungsgebietes, das förmlich festzulegen ist (Sanierungs-
satzung § 142 BauGB), Wahl des Sanierungsverfahrens

 � Bestimmung der Ziele und Zwecke der Sanierung und Sanierungskonzept als städtebaulicher 
Rahmenplan

 � erst dann Ausweisung eines Sanierungsgebietes

Warum ein Sanierungsgebiet?, Ablaufi
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Abgrenzung Untersuchungsgebiet

Als ländlich geprägter Wohnstandort hat 
die Ortsgemeinde Urmersbach mit Struk-
turschwächen und Funktionsverlusten so-
wie Substanzschwächen gem. BauGB zu 
kämpfen.

Dazu zählen neben dem für die Ortsgröße 
üblichen Fehlen von öffentlichen Infrastruk-
tur- (z.B. von Bildungs- und Betreuungsein-
richtungen) und Versorgungseinrichtungen 
insbesondere auch ein merklicher Rück-
gang der Bevölkerung.

Hinzu kommen Missstände und Mängel in 
der baulichen und energetischen Beschaf-
fenheit von Gebäuden und Wohnungen.

Räumlich kumuliert treten die Folgen von 
demografischem Wandel, Strukturwandel 
und Infrastrukturabbau insbesondere im 
Ortskern zutage.

Gleichzeitig kommen die Gebäude der 
Baugebiete der 1960er und 1970er in 
die Jahre und nach und nach auf den Im-
mobilienmarkt. Hier bedarf es optima-
ler Rahmenbedingungen zur Beseitigung 
substanzieller Mängel durch Modernisie-
rung und Instandsetzung, die aufgrund der 
erhöhten Steuerabschreibungsmöglichkei-
ten auch potenziellen Erwerbern oder In-
vestoren einen Anreiz darstellen.

Bei den Gebäuden im Ortskern fallen zu-
dem bereits nach äußerer Begutachtung 
Mängel an der Gebäudehülle, sei es Fas-
sade, Dach, Fenster oder Türen, auf. Diese 
rein äußerlich offenkundig bestehenden 
Mängel der äußeren Beschaffenheit lassen 
darauf schließen, dass auch im Innern der 
Gebäude Handlungsbedarf besteht.

Außerdem beabsichtigt die Ortsgemeinde 
Urmersbach in den öffentlichen Raum zu 
investieren. 

2009 wurde für die Ortsgemeinde Urmers-
bach ein Dorferneuerungskonzept erstellt. 
Die darin vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind, sofern nicht bereits umgesetzt, immer 
noch aktuell und gültig.

Diese Kombination aus öffentlichem und 
privatem Handlungsbedarf würde dem ge-
setzlichen Grundsatz der Durchführung von 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen in 
der Art entsprechen, dass die Durchführung 
der Ordnungsmaßnahmen (z.B. Herstellung 

oder Änderung von Erschließungsanlagen, 
Plätzen) Aufgabe der Gemeinde und die 
Durchführung der Baumaßnahmen (z. B. 
Modernisierung/ Instandsetzung) Aufgabe 
der Eigentümer ist. Diese Aufwertungen 
sollen als Visitenkarte des Ortskerns opti-
mal abgestimmt und entsprechend den Zie-
len und Zwecken der Sanierung erfolgen.

Das Untersuchungsgebiet mit einer Größe 
von ca. 16,3 ha umfasst im Wesentlichen 
folgende Bereiche:

 � An der Hardt

 � Auf‘m Brühl

 � Auf‘m Henchen

 � Bahnhofstraße

 � Hauptstraße

 � Im Acker

 � Im Holzweg

 � In der Holl (teilweise)

 � Waldstraße

Aufgrund dessen hat der Ortsgemein-
derat der Ortsgemeinde Urmersbach in 
öffentlicher Sitzung gem. § 141 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB) den Beginn der 
Vorbereitenden Untersuchungen zur Prü-
fung der Sanierungsbedürftigkeit für das 
Untersuchungsgebiet „Ortskern Urmers-
bach“ in der Ortsgemeinde Urmersbach 
beschlossen. Die ortsübliche Bekannt-
machung erfolgte im Mitteilungsblatt der 
Verbandsgemeinde Kaisersesch.

Während das Dorferneuerungskonzept 
auch die unbebauten Bereiche von Ur-
mersbach (z.B. im Bereich „In der Holl“) 
umfasst, erstreckt sich das vorliegende 
Untersuchungsgebiet auf den unmittel-
baren Siedlungskörper des Dorfes. Die ge-
nauen Grenzen des Untersuchungsgebietes 

können dem beigefügten Lageplan ent-
nommen werden.

 � Ortskern und Ortsdurchfahrt als gesellschaftlicher Mittelpunkt und Aushängeschild; hier 
konzentrieren sich städtebauliche und funktionale Missstände sowie der ländliche Struktur-
wandel und der damit einhergehende Funktionsverlust

 � Bereiche mit bereits rein objektiv deutlich erkennbarem tatsächlichen Sanierungsbedarf

 � Abgrenzung zu den Baugebieten der 1970er und 1980er Jahre (oder neuer)

 � Ggf. Planungsrecht: Grenzen der Bebauungspläne

 � Zweckmäßige und objektiv zusammenhängende Abgrenzung des Untersuchungsgebiets; 
Sanierungsgebiete sind so zu begrenzen, dass sich die städtebauliche Sanierung als Gesamt-
maßnahme zweckmäßig durchführen lässt (§ 142 Abs. 1 Satz 2 BauGB)

Kriterien der Abgrenzung des Untersuchungsgebietsi



Vorbereitende Untersuchungen, Rahmenplan, Bericht über die Gründe 8 www.kernplan.de

Untersuchungsgebiet, Quelle: Verbandsgemeinde Kaisersesch / LVermGeo Rheinland-Pfalz, Stand: 02. November 2017; Bearbeitung: Kernplan
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Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der 
Verbandsgemeinde Kaisersesch trat 
1983 in Kraft. Er wurde 1998 und 2005 
teilgeändert.

Aus dem Flächennutzungsplan lässt sich 
die „Art der Bodennutzung“ ableiten, d.h. 
welcher Teilbereich des Untersuchungsrau-
mes durch welche Art der baulichen Nut-
zung geprägt ist. Der Flächennutzungsplan 
stellt das Untersuchungsgebiet überwie-
gend als Wohn- und Gemischte Baufläche 
dar. Der Bereich um die Kirche ist als „Flä-
che für Gemeinbedarf“ dargestellt. Kleine-
re Flächen an den Rändern des Untersu-
chungsgebiets sind weiterhin als Flächen 
für die Landwirtschaft, als Grünflächen 
oder als Flächen für Wald dargestellt.

Der Flächennutzungsplan steht einer 
förmlichen Festlegung eines Sanie-
rungsgebietes in der Abgrenzung des 
Untersuchungsgebietes sowie den Ziel- 
und Zwecksetzungen des städtebaulichen 
Rahmenplans nicht entgegen.

Bebauungspläne/ Satzungen

Innerhalb des Untersuchungs gebietes 
liegt der rechtskräftige Bebauungsplan 
„Auf‘m Brühl“ (1980) inklusive Teilände-
rungen. Darüber hinaus liegt der Bebau-
ungsplan „In der Holl“ (1985) teilweise im 
Untersuchungsgebiet. Die Bebauungspläne 
setzen in ihren Geltungsbereichen überwie-
gend Allgemeine Wohngebiete fest.

Darüber hinaus grenzt im Nordosten der Be-
bauungsplan „Am Förstchen/ Wiesbüsch“ 
(2003) an das Untersuchungsgebiet an, 
sodass die Grenze des Bebauungsplans in 
diesem Bereich eine sinnvolle Begrenzung 
des Untersuchungsgebiets darstellt.

Die Bebauungspläne stehen mit ihren Fest-
setzungen einer förmlichen Festlegung 
eines Sanierungsgebietes in der Abgren-
zung des Untersuchungsgebietes sowie 
den Ziel- und Zwecksetzungen des städte-
baulichen Rahmenplans nicht entgegen.

Auszug Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Kaisersesch; Quelle: Verbandsgemeinde Kaisersesch

Bauplanungsrechtliche Grundlagen, Satzungen

Bebauungsplan „Auf‘m Brühl“ in Urmersbach; Quelle: Verbandsgemeinde Kaisersesch
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Dorferneuerungskonzept

Für die Ortsgemeinde Urmersbach wurde 
2009 ein Dorferneuerungskonzept erstellt. 
Die hierin für die private Bausubstanz und 
den öffentlichen Raum definierten Maß-
nahmen sind, soweit nicht bereits umge-
setzt, immer noch aktuell. Insgesamt ent-
sprechen die Ziele des Dorferneuerungs-
konzepts auch den Zielen und Zwecken, die 
mit einer Ausweisung eines Sanierungsge-
bietes verfolgt werden sollen.

Ziele und Strategien

Die Entwicklung von Urmersbach soll sich 
künftig auf den Ortskern konzentrieren. 
Das Ziel des Dorferneuerungskonzepts be-
steht darin, das Ortsbild von Urmersbach 
insgesamt über die Inwertsetzung der his-
torischen Bausubstanz und den Erhalt der 
landwirtschaftlichen Baustrukturen zu ver-
bessern – auch vor dem Hintergrund des 
touristischen Potenzials der Ortschaft. So 

wurden im Rahmen des Dorferneuerungs-
konzepts alle Gebäude erfasst, die unter 
Beachtung der Kriterien des Landespro-
gramms der Dorferneuerung generell för-
derfähig wären, und in einem Zielkonzept 
verortet. Zum Erhalt des regionalen Cha-
rakters wurden städtebauliche Kriterien 
(geschlossene Baukörper, gegliederte Fens-
ter, dunkle Dacheindeckung, Verwendung 
regionaler Materialien, farbige Fassaden-
gestaltung entsprechend der regionaltypi-
schen Vorkommen etc.) und Pflanzlisten de-
finiert, die auch für Neubauten Anwendung 
finden können. Darüber hinaus wurde im 
Rahmen des Dorferneuerungskonzepts ein 
Katalog mit einem breiten Maßnahmenmix 
für den öffentlichen Raum (inklusive Priori-
tätensetzung) aufgestellt, der zum Großteil 
auf die Beteiligung der Bürger und die Be-
fragung von Jugendlichen und Kindern zu-
rückzuführen ist. Die Maßnahmen sind in 
einem Maßnahmenplan verortet. Von den 
über 30 Maßnahmen sollen insbesondere 

folgende Maßnahmen kurz- bis mittelfristig 
realisiert werden:

 � Schaffung einer Entréesituation L 99/ 
Bahnhofstraße/ Hauptstraße mit Ankauf 
und Abriss eines Gebäudes

 � Abenteuerspielplatz/ Mehrgeneratio-
nenplatz

 � Neugestaltung Bahnstation

 � Mauersanierung beim Friedhof und 
Neuanlage Fußweg zur Hauptstraße

 � Aufwertung des Radwegs als Zuweg zur 
Schützenhalle (Beleuchtung) und Befes-
tigung des Wegs ab dem Viadukt

 � Umgestaltung historischer Gebäude im 
Sinne der Dorferneuerung, insbesonde-
re Schaffung von privaten gastronomi-
schen und sonstigen strukturellen Ein-
richtungen (z.B. auch Ferienwohnungen)

 � Dachsanierung Gemeindehaus

 � Umrüstung der Straßenlampen auf 
Energiesparlampen

Auszug aus dem Zielkonzept/ Maßnahmenplan des Dorferneuerungskonzeptes Urmersbach, Quelle: Verbandsgemeinde Kaisersesch
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In einem „Prüfprogramm“ müssen die 
wesentlichen städtebaulichen Missstände 
identifiziert werden. Hierzu werden

 � Strukturdaten zur Demografie ausge-
wertet und

 � die Themenfelder funktionale Missstän-
de sowie Ortsbild und Bausubstanz be-
trachtet.

Die Bestandsaufnahme und -analyse 
erfolgte

 � mithilfe von Ortsbegehungen mit foto-
grafischer Dokumentation und einem 
standardisierten Erhebungsbogen für 
gebäudebezogene Daten (Nutzung, 
Bausubstanz, etc.)

 � durch Auswertungen von ortsspe-
zifischen Daten mit Rückgriff auf 
Datenquellen der Verbandsgemeinde 
und des Statistischen Landesamtes 
Rheinland-Pfalz.

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme und 
-analyse werden grafisch in einem Gesamt-
plan dokumentiert.

Außerdem werden aus den zentralen Er-
kenntnissen der verschiedenen Themen-
felder die städtebaulichen Missstände des 
Gebietes gemäß § 136 Abs. 2 und 3 BauGB 
abgeleitet.

Bestandsaufnahme und -analyse, städtebauliche 

Missstände i. S. d. § 136 Abs. 2 und 3 BauGB

Bei der Beurteilung, ob städtebauliche Missstände vorliegen, werden gem. § 136 Abs. 3 BauGB 
insbesondere berücksichtigt:

die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die Sicherheit der in dem Gebiet wohnen-
den und arbeitenden Menschen in Bezug auf die

 � Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen und Arbeitsstätten,

 � bauliche Beschaffenheit von Gebäude, Wohnungen und Arbeitsstätten,

 � Zugänglichkeit der Grundstücke,

 � Auswirkungen einer vorhandenen Mischung von Wohn- und Arbeitsstätten,

 � Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen nach Art, Maß und Zustand,

 � Einwirkungen, die von Grundstücken, Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrsanlagen aus-
gehen, insbesondere durch Lärm, Verunreinigungen und Erschütterungen,

 � vorhandene Erschließung, die energetische Beschaffenheit, (...);

die Funktionsfähigkeit des Gebiets insbesondere in Bezug auf

 � den fließenden und ruhenden Verkehr,

 � die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfähigkeit des Gebiets unter Berücksichtigung 
seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich,

 � die infrastrukturelle Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit Grünflächen, Spiel- und 
Sportplätzen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs, insbesondere unter Berücksichtigung der 
sozialen und kulturellen Aufgaben dieses Gebiets im Verflechtungsbereich.

„Prüfprogramm“ der VU im Untersuchungsgebieti
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Bevölkerungsstruktur

Bevölkerungsentwicklung  
und -prognose

 � Im Oktober 2017 lebten ca. 400 Einwohner im Untersuchungsgebiet, und somit ca. 95% 
der Dorfbevölkerung (ca. 450 Einwohner). (Quelle: anonymisierte Einwohnermeldedaten 
Verbandsgemeinde Kaisersesch; Stand: Oktober 2017)

 � Zwar ist auch in Urmersbach insgesamt eine rückläufige Bevölkerungsentwicklung zu verzeich-
nen, da die Einwohnerzahl zwischen 2005-2016 insgesamt um -6% (von ca. 480 auf  450 Ew.) 
zurückging. Zwischen 2005 und 2012 betrug der Einwohnerrückgang sogar -10% (ca. -50 
Ew.). Seit 2012 ist jedoch wieder eine Bevölkerungszunahme feststellbar. Bis 2016 stieg die Be-
völkerung wieder sukzessive von ca. 430 auf 450 Einwohner (Quelle: STALA Rheinland-Pfalz).

 � Gemäß der STALA-Prognose Rückgang der Einwohnerzahl bis 2035 um weitere 7 % innerhalb 
der Verbandsgemeinde Kaisersesch möglich.

 � Folge: Rückgang der Einwohner bis 2035 führt zu einer Zunahme leer stehender 
und verfallender Gebäude, auch im Untersuchungsgebiet.

Quelle: Verbandsgemeinde Kaisersesch/ STALA Rheinland-Pfalz; Bearbeitung Kernplan; Stand: 31.12.2016

Altersstruktur  � Der Altersdurchschnitt der Einwohner liegt im Untersuchungsgebiet sowie im Gesamtort Ur-
mersbach bei ca. 45 Jahren, und somit leicht über dem Durchschnitt der Verbandsgemeinde 
Kaisersesch (ca. 44 Jahre). (Quelle: anonymisierte Einwohnermeldedaten Verbandsgemeinde 
Kaisersesch; Stand: Oktober 2017)

 � Der Anteil der Senioren (65 Jahre und älter) lag im Oktober 2017 im Untersuchungsgebiet 
bei 24,2 % und damit über dem Durchschnitt des Gesamtortes (22,1 %), sowie deutlich über 
dem Durchschnitt der Verbandsgemeinde Kaisersesch (19,8 %). Gleichzeitig liegt der Anteil der 
unter 20-Jährigen im Untersuchungsgebiet bei 17,0 %, und somit unterhalb des Durchschnitts 
im Gesamtort Urmersbach (17,7%) und in der Verbandsgemeinde Kaisersesch (18,5 %).

 � Folge: Fortschreitende demografische Entwicklung, auch im Untersuchungsraum, 
führt zur Überalterung der Bewohner mit Pflege- und Unterstützungsbedarf und 
geänderten Wohnansprüchen.

Quelle: anonymisierte Einwohnermeldedaten Verbandsgemeinde Kaisersesch: Kernplan; Stand: 10.2017
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Substanz-/ Zustandsschwäche, Ortsbild und Bausubstanz, Wohn- und Arbeitsverhältnisse

Gem. § 136 Abs. 3 Nr. 1 BauGB sind bei 
der Beurteilung, ob in einem Gebiet 
städtebauliche Missstände vorliegen, 
insbesondere zu berücksichtigen: die 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 
die Sicherheit der in dem Gebiet woh-
nenden und arbeitenden Menschen

Substanz-/ Zustandsmängel liegen nach § 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BauGB vor, wenn das Gebiet 
nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der in ihm woh-
nenden oder arbeitenden Menschen auch unter Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes 
und der Klimaanpassung nicht entspricht.

Gebäude mit Modernisierungs- und 
Instandsetzungsbedarf, energetische 
Beschaffenheit, Barrierefreiheit, be-
baute und unbebaute Flächen

 � Die Gebäude des Untersuchungsgebietes wurden insbesondere einer Begutachtung auf Män-
gel i. S. d. äußeren Beschaffenheit unterzogen.

 � Im Hinblick auf den Modernisierungs- und Instandsetzungsbedarf wurde die bauliche Beschaf-
fenheit insbesondere auf die folgenden Kriterien geprüft und bewertet:

- Belichtung, Besonnung und Belüftung

- bauliche Beschaffenheit von Fassaden, Giebel, Dach, Fenster, Türen im Hinblick auf Abnut-
zung, Alterung, Witterungseinflüsse, Bauschäden, gestalterische Mängel

- allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse einschließlich 
Barrierefreiheit

 � Missstände der „Modernisierung“ liegen insbesondere vor, wenn die bauliche Anlage nicht den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entspricht.

 � Mängel der „Instandsetzung“ liegen insbesondere vor, wenn durch Abnutzung, Alterung, Wit-
terungseinflüsse oder Einwirkungen Dritter

- die bestimmungsgemäße Nutzung der baulichen Anlage nicht nur unerheblich beeinträchtigt 
wird,

- die bauliche Anlage nach ihrer äußeren Beschaffenheit das Straßen- oder Ortsbild nicht nur 
unerheblich beeinträchtigt oder

- die bauliche Anlage erneuerungsbedürftig ist und wegen ihrer städtebaulichen, insbesondere 
geschichtlichen oder künstlerischen Bedeutung erhalten bleiben soll.

 � Hinsichtlich des Vorhandenseins von Missständen und Mängeln erfolgte eine Klassifizierung der 
Gebäude in hohen, mittleren und geringen Modernisierungs-/ Instandsetzungsbedarf.

 � Den wenigen Neubauten (u. a. In der Holl) stehen sanierungsbedürftige Bauten gegenüber, die 
das Ortsbild teils erheblich beeinflussen.

Modernisierungs- und instandsetzungsbedürftiges Gebäude mit hohem Bedarf
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Substanz-/ Zustandsschwäche

Modernisierungs- und instandsetzungsbedürftiges Gebäude mit mittlerem Bedarf

Modernisierungs- und instandsetzungsbedürftiges Gebäude mit geringem Bedarf

 � Der mittlere Modernisierungs- und Instandsetzungsbedarf von Gebäuden erstreckt sich über 
den Großteil des Untersuchungsgebietes.

 � Dennoch bestehen vereinzelt auch erhebliche und tiefgreifende Missstände und Mängel in 
der äußeren baulichen Beschaffenheit von Gebäuden, Wohnungen und Arbeitsstät-
ten (§ 136 Abs. 3 Nr. 1b BauGB), insbesondere bei Fassaden, Giebeln, Dächern, Fenstern 
und Türen im Hinblick auf Abnutzung, Alterung, Witterungseinflüsse, Bauschäden, die die 
bestimmungsgemäße Nutzung der baulichen Anlagen nicht nur unerheblich beeinträchtigen. 
Ebenfalls bestehen sanierungsbedürftige Bauten, die nach ihrer äußeren Beschaffenheit das 
Straßen- oder Ortsbild nicht nur unerheblich beeinträchtigen; bei einer erheblichen Anzahl von 
baulichen Anlagen besteht zudem gestalterischer Optimierungsbedarf.

 � Eine detailliertere Aussage zum Vorhandensein von Missständen, die im Rahmen der Moderni-
sierung i. S. d. § 177 BauGB beseitigt werden können, kann aufgrund der äußeren Beurteilung 
zwar nur bedingt getroffen werden. Hierzu zählt auch der energetische Modernisierungsbedarf 
im Inneren der Gebäude. Hier verweist lediglich der äußere Gesamtzustand der Gebäude auf 
die Annahme des Vorhandenseins von entsprechenden Missständen in den Gebäuden und auf 
einen daraus resultierenden Handlungsbedarf hin.

 � Nach Betrachtung des äußeren Gesamtzustandes der Gebäude lässt die energetische Be-
schaffenheit der vorhandenen Bebauung unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Anforderungen an den Klimaschutz und an die Klimaanpassung (§ 136 Abs. 3 Nr. 
1h BauGB) Missstände annehmen. Demnach lässt die überwiegende Zahl der Haupt- und 
Nebengebäude innerhalb des Untersuchungsgebietes bereits aufgrund ihres Alters energeti-
sche Mängel und Missstände erkennen. Auch ein Teil der „neueren Gebäude“ ist energetisch 
nicht auf dem neuesten Stand.
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Substanz-/ Zustandsschwäche

 � Aufgrund des Alters der Bausubstanz ist zudem davon auszugehen, dass die Gebäude allenfalls 
zum Teil barrierefrei sind. Ziel muss es sein, die bestehenden Wohnungsbestände - im Hinblick 
auf die gewandelten Bedürfnisse - barrierefrei vorzubereiten und anzupassen, um weiterem 
Leerstand und Wertminderungen vorzubeugen.

 � Im Untersuchungsgebiet liegen überwiegend bebaute Flächen, die der Wohnnutzung entspre-
chen. Unbebaute Grundstücke sollen entsprechend den bauordnungsrechtlichen Vorschriften 
einer entsprechenden Bebauung zugeführt werden. Missstände hinsichtlich der Nutzung von 
bebauten und unbebauten Flächen nach Art, Maß und Zustand (§ 136 Abs. 3 Nr. 1e 
BauGB) liegen nicht vor.

 � Im Untersuchungsgebiet sind aufgrund der dörflichen und überwiegend offenen Bebauung nur 
punktuelle Schwächen in der Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen 
und Arbeitsstätten (§ 136 Abs. 3 Nr. 1a BauGB) feststellbar. Missstände liegen hier nicht 
vor.

 � Eine große Anzahl von Gebäuden im Untersuchungsgebiet weist insbesondere 
nach Zustand und Beschaffenheit Missstände und Mängel auf, deren Beseitigung 
oder Behebung durch Modernisierung oder Instandsetzung möglich sind. Es liegen 
Substanzschwächen im Sinne des § 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BauGB vor, da das Gebiet 
nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 
an die Anforderungen der in ihm wohnenden oder arbeitenden Menschen nicht 
entspricht.

Denkmäler und  
ortsbildprägende Gebäude

 � Das Untersuchungsgebiet weist ein denkmalgeschütztes und ortsbildprägendes Gebäude auf. 
Die genaue Lage kann dem Analyseplan entnommen werden. Der Erfassung liegen zugrunde:

- Denkmäler aus der Denkmalliste von Rheinland-Pfalz, Denkmäler sind zugleich 
ortsbildprägende Gebäude

- Gebäude, die heute ortsbildprägend sind und von denen ein positiver Raumeindruck ausgeht

- alle Gebäude, die aufgrund ihrer künstlerischen, wissenschaftlichen, volkskundlichen, histori-
schen oder städtebaulichen Bedeutung positiv prägend für das Ortsbild sind.

 � Innerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich insgesamt vier Denkmäler:

- Katholische Filialkirche St. Andreas - barocker Saalbau, 1792, Ausbau 1954 (Hauptstraße 15)

- Wegekreuz, Basalt, bez. 1725 (bei Hauptstraße 30)

- Brunnen, Basalt, 19. Jh. (bei Hauptstraße 32)

- Grabkreuz, bez. 1824 (bei Hauptstraße 51)

 � Außerhalb des Untersuchungsgebietes befindet sich mit der „Obermühle“ ein weiteres 
denkmalgeschütztes Gebäude.

 � Auf denkmalgeschützte und positiv ortsbild prägende Gebäude ist insbesondere bei Moderni-
sierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen ein besonderes Augenmerk zu legen.

Denkmalgeschützte katholische Filialkirche St. Andreas
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Substanz-/ Zustandsschwäche

Gebäude mit erheblichen 
Funktionsmängeln oder mit  
wirtschaftlich nicht vertretbaren  
Modernisierungs- oder  
Instandsetzungsaufwand

 � Gebäude mit erheblichen Funktionsmängeln oder mit wirtschaftlich nicht vertretbaren Moder-
nisierungs- oder Instandsetzungsaufwand sind in ihrer ursprünglichen Funktion nicht mehr voll 
nutzbar oder die Modernisierung/ Instandsetzung der Gebäude wäre nach derzeitiger Prognose 
technisch nicht machbar oder wirtschaftlich nicht vertretbar (baugutachterliche Prüfung im Ein-
zelfall erforderlich). 

 � Im Untersuchungsgebiet finden sich keine Gebäude, die erhebliche Funktionsmängel aufwei-
sen oder deren Modernisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen nach derzeitiger Prognose 
technisch nicht machbar oder wirtschaftlich nicht vertretbar wären.

Zugänglichkeit der Grundstücke  � In Teilbereichen des Untersuchungsgebiets ist eine erschwerte Zugänglichkeit der Grund-
stücke (§ 136 Abs. 3 Nr. 1c BauGB) erkennbar (z.B. in Teilbereichen der Hauptstraße). Diese 
ergibt sich zum einen aus der geringen Breite der Zufahrten, zum anderen handelt es sich 
teilweise um Grundstücke in der zweiten Reihe ohne direkte Anbindung an den öffentlichen 
Straßenraum.

 � Um die Problematik erschwerter Zugänglichkeiten und Zufahrten von Grundstücken generell zu 
beheben, sind städtebauliche Neuordnungen und Anpassungen der städtebaulichen Strukturen 
notwendig. Langfristig kann hier insbesondere über Ordnungsmaßnahmen, z.B. durch Rück-
bau von nicht mehr benötigten Gebäudeteilen, zur Verbesserung der Erschließung nachgedacht 
werden.

Leerstände und 
mindergenutzte Gebäude

 � Die Auswirkungen einer vorhandenen Mischung von Wohn- und Arbeitsstätten       
(§ 136 Abs. 3 Nr. 1d BauGB) sind im Untersuchungsgebiet sichtbar.

 � Innerhalb des Untersuchungsgebietes stehen 4 Wohngebäude leer (in der Hauptstraße, in der 
Bahnhofstraße und „Im Holzweg“). Darüber hinaus existieren derzeit 3 gewerbliche Leerstände 
(in der Bahnhofstraße und „Im Acker“).

 � Aufgrund der demografischen Bevölkerungsstruktur sowie weiterer Konfliktsituationen drohen 
jedoch weitere Gebäudeleerstände. 

 � Leerstände, deren Beseitigung oder Behebung durch Modernisierung oder Instandsetzung er-
forderlich ist, bedrohen aktuell noch die Vitalität und Zukunftsfähigkeit, sodass hier aus Vor-
sorgegründen insgesamt dringender Handlungsbedarf besteht.

Leerstehendes Wohngebäude

Einwirkungen auf die Wohngrundstü-
cke

 � Im Untersuchungsgebiet liegen keine Einwirkungen vor, die von Grundstücken, Betrie-
ben, Einrichtungen oder Verkehrsanlagen ausgehen, insbesondere durch Lärm, Ver-
unreinigungen und Erschütterungen (§ 136 Abs. 3 Nr. 1f BauGB).

Erschließung der Grundstücke  � Die bebauten und unbebauten Grundstücke im Untersuchungsgebiet sind sowohl verkehrlich 
als auch im Hinblick auf die Versorgung (mit Wasser-/ Kanal, Strom etc.) erschlossen.

 � Die vorhandene Erschließung (§ 136 Abs. 3 Nr. 1g BauGB) ist ausreichend, Missstände 
liegen nicht vor.
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Substanz-/ Zustandsschwäche

Gestalterische Missstände  � Damit die Gesamtattraktivität des Dorfes gesteigert wird, gilt es das Orts- und Straßenbild durch 
planerische und gestalterische Maßnahmen zu verbessern. Das Ortsbild ist die Visitenkarte.

 � Gestalterische Missstände bestehen insbesondere in Hinblick auf

- Farbgestaltung der Fassaden, Fenster, Türen, Dächer

- Materialität der Fassaden und Dächer

- Gliederung der Fassaden sowie Größe und Anordnung von Dachgauben

 � Um gestalterische Qualität zu erreichen, ist es notwendig, einheitliche und allgemein verbind-
liche Gestaltungsgrundlagen zu schaffen, um Baumaßnahmen (z. B. Modernisierung/ Instand-
setzung) steuernd beeinflussen zu können. Hierzu bietet sich beispielsweise ein Gestaltungs-
leitfaden an.

Missstand: Materialität der Fassade



Vorbereitende Untersuchungen, Rahmenplan, Bericht über die Gründe 18 www.kernplan.de

Funktionsschwächen

Gem. § 136 Abs. 3 Nr. 2 BauGB sind bei 
der Beurteilung, ob in einem  
städtischen oder ländlichen Gebiet 
städtebauliche Missstände vorliegen, 
insbesondere zu berücksichtigen: die 
Funktionsfähigkeit des Gebiets

Funktionsschwächen liegen nach § 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BauGB vor, wenn das Gebiet in der Er-
füllung der Aufgaben, die ihm nach seiner Lage und Funktion obliegen, erheblich beeinträchtigt ist. 
In § 136 Abs. 3 Nr. 2 BauGB werden Aufgaben (Funktionen), deren Erfüllung beeinträchtigt sein 
kann, beispielhaft aufgezählt.

Ob ein Gebiet in der Lage ist, die ihm obliegenden Aufgaben zu erfüllen, ergibt sich aus einem 
Vergleich des bestehenden Zustands mit der für das Gebiet maßgebenden Aufgabenzuweisung. 
Entscheidend ist, ob eine erhebliche Abweichung des gegenwärtigen Zustands vom „Sollzustand“ 
vorliegt.

Verkehr  � Konkrete Daten zur Verkehrsbelastung liegen nicht vor. Es ist jedoch davon auszugehen, dass 
die Ortsdurchfahrt (L 99) lediglich durch mäßigen Durchgangsverkehr belastet ist.

 � Die Straßenräume (Fahrbahnen und Gehwege) der Ortsdurchfahrt (L 99: Bahnhofstraße/ Straße 
„Im Acker“) sind autoverkehrsgerecht gestaltet und weisen keinerlei gliedernde Gestalt- und 
Grünelemente, Fahrbahnverengungen o.ä. auf. 

 � Vereinzelt sind die Gehwege entlang der Straßen im Untersuchungsgebiet schmal oder fehlen 
vollständig. Dies gilt sowohl für die Ortsdurchfahrt als auch für die Nebenstraßen. Stellenweise 
sind sanierungsbedürftige Fahrbahabschnitte bzw. provisorisch reparierte Bereiche erkennbar 
(insbesondere in der Hauptstraße und in der Bahnhofstraße).

 � Aufgrund der Pellenz-Eifel-Bahn (Mayen-Andernach) mit einer Zugverbindung pro Stunde und 
Richtung ist die ÖPNV-Erreichbarkeit der Ortsgemeinde Urmersbach insgesamt gut. Der Busver-
kehr beschränkt sich in erster Linie auf den Schülertransport.

 � Der Bedarf an öffentlichen Parkplätzen ist grundsätzlich erfüllt. Teilweise ist straßenbegleiten-
des Parken nicht oder nur eingeschränkt möglich (z.B. in Teilbereichen der Hauptstraße).

 � Innerhalb des Untersuchungsgebietes bestehen somit stellenweise Missstände im Bereich des 
fließenden Verkehrs (§ 136 Abs. 3 Nr. 2a BauGB). Missstände hinsichtlich des ruhenden 
Verkehrs sind nicht erkennbar (mit Ausnahme von engen Straßenräumen, die ein Parken im 
Straßenraum stellenweise erschweren).

Straßenraum im Bereich der Ortsdurchfahrt (L 99/ Bahnhofstraße) ohne gliedernde Gestalt-, Struktur- und 
Grünelemente

Versorgungsinfrastruktur, Wohn- und 
Betreuungsangebot für Ältere

 � Urmersbach verfügt über keine eigene Versorgungsinfrastruktur.

 � Medizinische Angebote sowie Dienstleistungsangebote, wie beispielsweise eine Poststelle oder 
eine Bankfiliale, sind in dem Ort ebenfalls nicht vorhanden.

 � Die Bewohner des Ortes sind daher für Versorgungszwecke auf Mobilität angewiesen. 

 � Insgesamt weist die wirtschaftliche Situation und die Entwicklungsfähigkeit des Ge-
biets unter Berücksichtigung seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich 
(§ 136 Abs. 3 Nr. 2b BauGB) somit Missstände auf.

 � Hier gilt es, Entwicklungspotenziale im allgemeinen öffentlichen Interesse freizusetzen, um ins-
besondere die Versorgungsfunktion sicherzustellen zu können.
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Funktionsschwächen

Öffentliche Räume / Plätze, 
Barrierefreiheit im öffentlichen Raum, 
Öffentliche und soziale Infrastruktur

 � Das Angebot an innerörtlichen Grünstrukturen und Aufenthaltsbereichen mit hoher 
Aufenthaltsqualität ist im Ortskern von Urmersbach insgesamt eingeschränkt.

 � An der Ecke Bahnhofstraße/ Hauptstraße befindet sich ein kleiner Platzbereich mit Brunnen 
und Sitzgelegenheit. Der Bereich weist insgesamt noch Aufwertungs-/ Gestaltungsbedarf auf.

 � Hinter dem Gemeindehaus befindet sich der Festplatz des Dorfes, an den sich südlich (bereits 
außerhalb des Untersuchungsgebiets) der neue Mehrgenerationenplatz des Dorfes inkl. Spiel-
platz und Boule-Anlage anschließt. Die Fläche ist insgesamt attraktiv gestaltet und wertet den 
vorhandenen öffentlichen Raum auf.

 � Unmittelbar am Bahnhaltepunkt befindet sich (bereits außerhalb des Untersuchungsgebiets) 
ein Aufenthaltsbereich mit Tisch und Sitzgelegenheiten. Zur Steigerung der Aufenthaltsqualität 
besteht auch hier noch Aufwertungspotenzial.

 � Eine vollständige Barrierefreiheit im öffentlichen Raum ist innerhalb des Untersuchungsgebiets 
nicht gegeben.

Platzbereich an der Ecke Bahnhofstraße/ Hauptstraße mit weiterem Aufwertungsbedarf

 � Im Untersuchungsgebiet gibt es mit dem Gemeindehaus eine Einrichtung der öffentlichen und 
sozialen Infrastruktur.

 � Zudem besteht mit der katholischen Filialkirche St. Andreas im Bereich zwischen der Haupt-
straße und der Straße „Auf‘m Henchen“ eine weitere Einrichtung der öffentlichen und sozialen 
Infrastruktur innerhalb des Untersuchungsgebiets.

 � Weitere Infrastruktureinrichtungen - insbesondere Betreuungs- und Bildungseinrichtungen - 
sind in Urmersbach nicht vorhanden. Dabei stellt vor allem das Fehlen einer Betreuungsein-
richtung für Kinder (Kindergarten/ Kindertagesstätte) hinsichtlich der Wohnstandortwahl für 
Familien eine Herausforderung dar. In geringer Entfernung sind jedoch entsprechende Einrich-
tungen zu erreichen (Kindertagesstätten in Düngenhem und Kaisersesch ca. 4,0 km entfernt).

 � Die fortschreitende demografische Entwicklung, auch im Untersuchungsgebiet, führt zur Über-
alterung der Bewohner und zum Rückgang der Bevölkerung. Aufgrund des Alters der Bausub-
stanz ist davon auszugehen, dass die Gebäude allenfalls zum Teil barrierefrei sind. Gefordert ist 
ein adäquates Wohn- und Betreuungsangebot. Insbesondere den gestiegenen Belangen an die 
Barrierefreiheit muss Rechnung getragen werden. Ziel muss es insgesamt sein, die bestehenden 
Wohnungsbestände - im Hinblick auf die gewandelten Bedürfnisse - barrierefrei bzw. barrie-
rereduziert vorzubereiten und anzupassen, um weiteren Leerständen und Wertminderungen 
vorzubeugen. Doch nicht nur der barrierefreie Umbau der Bestandsgebäude ist von Bedeutung, 
sondern auch Barrierefreiheit im öffentlichen Raum. Wichtig sind auch gut erreichbare Versor-
gungs- und Freizeiteinrichtungen, soziale Infrastruktureinrichtungen sowie die entsprechende 
Anpassung des ÖPNV.

 � Die Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit Grünflächen, Spiel- und Sport-
plätzen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs, insbesondere unter Berücksichtigung 
der sozialen und kulturellen Aufgaben dieses Gebiets im Verflechtungsbereich      
(§ 136 Abs. 3 Nr. 2c BauGB), weist somit Missstände auf.
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Fazit zum Vorliegen städtebaulicher Missstände

Vorliegen städtebaulicher Missstände 

i. S. d. 136 Abs. 2 und 3 BauGB

Im Untersuchungsgebiet treten städtebauliche Missstände in funktionaler, jedoch überwiegend in 
substanzieller Hinsicht in einer solchen Bedeutung und Häufung auf, dass sanierungsbedingte Ein-
zelmaßnahmen, die auf eine wesentliche Verbesserung oder Umgestaltung des Gebiets abzielen, 
erforderlich sind. Hierbei bilden die Beseitigung und Behebung der inneren und äußeren substan-
ziellen Missstände durch Modernisierung und Instandsetzung einer Vielzahl der Gebäude und sons-
tigen baulichen Anlagen den Schwerpunkt.



Allgemeine Ziele und Zwecke der Sanierung, 

Rahmenplan, Kosten- und Finanzierungsübersicht
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Im Untersuchungsgebiet wurden städte-
bauliche Missstände i.S.d. § 136 Abs. 2 und 
3 BauGB in funktionaler, jedoch insbeson-
dere in substanzieller Hinsicht in einer sol-
chen Bedeutung und Häufung festgestellt, 
dass sanierungsbedingte Einzelmaßnah-
men, die auf eine wesentliche Verbesse-
rung oder Umgestaltung des Gebiets ab-
zielen, erforderlich sind.

Hierbei bilden die Beseitigung und Behe-
bung der inneren und äußeren substanziel-
len Missstände und Mängel durch Moder-
nisierung und Instandsetzung einer Vielzahl 
der Gebäude und baulichen Anlagen den 
Schwerpunkt.

Sanierungsziele haben nicht nur eine poli-
tische und inhaltliche Steuerungsfunktion, 
sondern haben im Zusammenhang mit 
einem konkretisierenden städtebaulichen 
Planungskonzept insbesondere rechtliche 
Auswirkungen. Sie dienen u. a. 

 � der Prüfung genehmigungspflichtiger 
Vorhaben und 

 � z.B. im Rahmen der Modernisierung/ 
Instandsetzung, der Prüfung, ob ein 
konkretes Vorhaben den Zielen und 
Zwecken der Sanierung entspricht oder 
zuwiderläuft.

Allgemeine Ziele und Zwecke der Sanierung

Im Rahmen des Beschlusses über den Beginn der Vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 
Abs. 3 BauGB zur Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit für das Untersuchungsgebiet „Ortskern 
Urmersbach“, wurden für das Untersuchungsgebiet vorläufige Ziele und Zwecke bestimmt:

 � Stärkung als Wohnstandort

 � Modernisierung und Instandsetzung von baulichen Anlagen sowie 
ortsbildgerechte Gestaltung der privaten Bausubstanz

 � Anpassung des Wohnungsbestandes an die Bedürfnisse der älter werdenden 
Bevölkerung (Barrierefreiheit)

 � Schaffung adäquater Wohn- und Betreuungsangebote (Umnutzung von 
Gebäuden, Serviceleistung)

 � Energetische Sanierung

 � Beseitigung von Leerständen durch Behebung von Funktionsmängeln und Nut-
zungskonflikten

 � Rückbau nicht benötigter Bausubstanz mit Neuordnung/ Neubebauung (verbes-
serte Freiraumqualität)

 � Erhöhung der Wohnumfeldqualität: Wohnumfeldverbesserung, Aufwertungs-
maßnahmen im privaten Raum, Aufwertung des öffentlichen Raumes.

Diese gelten zusätzlich zu den im Dorferneuerungskonzept definierten Zielen.

Aufgrund der Bestandsaufnahme und den Ergebnissen der Vorbereitenden Untersuchungen 
zum Vorliegen städtebaulicher Missstände i. S. d. § 136 Abs. 2 und 3 BauGB wird empfohlen, 
dass die Ortsgemeinde Urmersbach die vorläufigen Ziele und Zwecke als Ziele und Zwecke der 
Sanierung für das zukünftige Sanierungsgebiet durch Beschluss festlegt. Diese haben sich 
im Laufe der Vorbereitenden Untersuchungen nicht geändert.

Allgemeine Ziele und Zwecke der Sanierungi



Vorbereitende Untersuchungen, Rahmenplan, Bericht über die Gründe 23 www.kernplan.de

Bedeutung der Rahmenplanung

Auf der Grundlage der Bestandsaufnahme 
und der allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Sanierung wurde die nachstehende erste 
städtebauliche Rahmenplanung erarbeitet.

Diese Rahmenplanung dient als allgemeine 
Sanierungskonzeption. Für eine förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebietes sind 
rechtlich nur Ziele und Zwecke der Sanie-
rung und ein entsprechendes Sanierungs-
konzept erforderlich, die einen Rückschluss 
auf die städtebaulichen Missstände und die 
Erforderlichkeit von Sanierungsmaßnah-
men ermöglichen.

Als Instrumentarium der städtebauli-
chen Planung hat sich der städtebau-
liche Rahmenplan besonders bewährt. 
Das Erfordernis der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes ist im Einzelfall von der 
vorhandenen städtebaulichen Situation 
und von den Sanierungszielen der Kommu-
ne abhängig. Dazu kommen im Einzelfall 
Durchführungspläne mit Einzelheiten der 
städtebaulichen Gestaltung bis hin zu ent-
sprechenden Projektplanungen.

Da der Rahmenplan keine Rechtsnorm ist, 
kann er leichter als ein Bebauungsplan ge-
ändert und an die sich weiterentwickelnden 
städtebaulichen Ziele der Ortsgemeinde Ur-
mersbach angepasst werden. 

Der Rahmenplan ist seinem Wesen nach 
ein Selbstbindungsplan der Ortsgemeinde 
Urmersbach. Er hat insoweit für sämtliche 
Beteiligten, ob es die derzeitigen und zu-
künftigen Grundstückseigentümer oder 
mögliche Investoren, die Gemeindeverwal-
tung, der Ortsgemeinderat oder die Träger 
öffentlicher Belange sind, Bedeutung.

Das Baugesetzbuch schreibt keine Rege-
lung für das Planaufstellungsverfahren 
und die Fortschreibung vor. Aus seinem 
Wesen als Selbstbindungsplan der Kom-
mune ergibt sich, dass der städtebauliche 
Rahmenplan und ggf. dessen Fortschrei-
bung nur vom Ortsgemeinderat beschlos-
sen werden kann, wenn er die gewollte Be-
deutung erlangen soll.

Bei der Planaufstellung sind die folgenden 
sanierungsrechtlichen Vorschriften beson-
ders zu beachten:

 � § 137 BauGB (Beteiligung und Mitwir-
kung der Betroffenen)

 � § 139 BauGB (Beteiligung und Mitwir-
kung öffentlicher Aufgabenträger)

 � § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB (Abwä-
gungsverpflichtung)

Aufgrund der Größe des Rahmenplans ist 
dieser als Anlage beigefügt.

 � Sie ist der wichtigste Teil der Vorbereitung der Sanierung und umfasst in zeitlicher und räum-
licher Hinsicht die gesamte Sanierung.

 � Sie ist grundstücksbezogen angelegt und zeigt nach dem Stand der Planung, welche Maß-
nahmen zur Beseitigung städtebaulicher Missstände und zur Erreichung der Ziele und Zwe-
cke der Sanierung erforderlich sind. Sie ist Grundlage für die Durchführung von Ordnungs- 
und Baumaßnahmen, die gemäß § 146 Abs. 1 BauGB nach den Zielen und Zwecken der 
Sanierung erforderlich sind. Es besteht kein Widerspruch zu den betroffenen rahmensetzen-
den Vorgaben.

 � Mit Ausnahme des Rahmenplans ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht die Erforderlichkeit zu er-
kennen, weitere Städtebauliche Pläne in die Wege zu leiten.

 � Die bestehenden Bebauungspläne bleiben in ihren Festsetzungen unberührt.

 � Der Rahmenplan ist Grundlage für die Durchführung von Modernisierung/ Instandset-
zungsmaßnahmen i. S. d. § 177 BauGB und der möglichen Beanspruchung von erhöhten 
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten nach EStG und Bescheinigungsrichtlinien. Der 
Rahmenplan ersetzt jedoch nicht die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen.

 � Der Rahmenplan ist nicht als starre Vorgabe zu verstehen. Mit Fortschritt der Sanierung sind 
die Ziele und Zwecke und der Sanierungsrahmenplan bei Bedarf fortzuschreiben.

 � Ergänzt werden sollte der Rahmenplan empfehlenswerterweise durch:

- Modernisierungs-/Instandsetzungsrichtlinie für Maßnahmen nach § 177 BauGB

- einen Gestaltungsleitfaden/ gestalterische Vorgaben im Zusammenhang mit Genehmi-
gungen nach § 144 BauGB

- die Anpassung der Förderprogramme/ Vitalisierungsprogramme auf die Gebietskulisse.

 � Der Rahmenplan gilt zusätzlich zu den im Dorferneuerungskonzept definierten Maßnahmen.

Städtebauliche Planung/ Rahmenplanungi



Vorbereitende Untersuchungen, Rahmenplan, Bericht über die Gründe 24 www.kernplan.de

Kosten- und Finanzierungsübersicht

Von der Ortsgemeinde Urmersbach ist eine 
Kosten- und Finanzierungsübersicht (§ 149 
BauGB) zu erstellen, in der für den Durch-
führungszeitraum die Finanzierbarkeit der 
Gesamtmaßnahme darzustellen ist, alle 
grundlegenden sanierungsbezogenen Aus-
sagen enthalten sind und vollständig und 
detailliert die durchzuführenden Einzel-
maßnahmen mit ihren Ausgaben und deren 
Finanzierung sachlich und zeitlich darge-
stellt sind. Die Kosten- und Finanzierungs-
übersicht ist fortzuschreiben. Die Kosten- 
und Finanzierungsübersicht ist mit Planun-
gen und Investitionen anderer Aufgaben-
träger abzustimmen.

 � Sie bezieht sich in sachlicher Hinsicht auf die städtebauliche Gesamtmaßnahme und in 
räumlicher Hinsicht auf die Gebietskulisse.

 � Sie bezieht sich in zeitlicher Hinsicht auf die gesamte Laufzeit der städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme. Die im BauGB geregelte Sanierung beginnt mit der Bekanntgabe des Be-
schlusses über die Einleitung der Vorbereitenden Untersuchungen und endet mit der Auf-
hebung der Sanierungssatzung.

 � Sie ist ein Planungs-, Steuerungs-, Kontroll- und Koordinationsinstrument.

 � Sie integriert die Sanierungsplanung in die kommunale Finanzplanung.

 � Sie dient als Nachweis der Finanzierbarkeit innerhalb eines absehbaren Zeitraums.

 � Sie belegt nach dem Stand der Planung die zügige Durchführung der Sanierung (§ 136 Abs. 
1 BauGB).

Kosten- und Finanzierungsübersichti
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Kostenübersicht gem. § 149 BauGB

Nr. Kostengruppe
Kosten  

Gesamt

Maßnahme privat / 

öffentlich

1. Vorbereitung der Sanierung ca. 20.000 €

1.1

1.2

1.2.1

1.2.2

1.3

1.4

 � Vorbereitung nach § 140 BauGB (VU, Öffentlichkeitsarbeit)

 � Sonstige Vorbereitungsmaßnahmen

 � Gestaltungsrichtlinie

 � Erarbeitung nachhaltig tragfähiger Folgenutzungskonzepte für die Leerstände und 
mindergenutzte Gebäude

 � Städtebauliche Planung (Städtebaulicher Rahmenplan), Fortschreibung

 � Vergütung von Sanierungsträgern (sofern erforderlich) sowie Vergütung von sons-
tigen Beauftragten

öffentlich

öffentlich

öffentlich

öffentlich, privat

öffentlich

öffentlich

2. Ordnungsmaßnahmen kann nicht beziffert werden

2.1

2.2

2.3

 � Bodenordnung einschließlich Grunderwerb, nicht erforderlich

 � Freilegung von Grundstücken (z. B. Rückbau)

 � Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen, nicht erforderlich

öffentlich

öffentlich

öffentlich

3. Baumaßnahmen ca. 115.000 €

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

3.8

3.9

3.10

3.11

 � Ortsbildgerechte Gestaltung und Aufwertung der Ortsdurchfahrt (L 99/ Bahnhof-
straße/ „Im Acker“) sowie punktuelle Straßenraumaufwertung im Ortskernbereich

 � Aufwertung und Pflege des Platzbereichs mit Brunnen an der Ecke Bahnhofstraße/ 
Hauptstraße inkl. Begrünung

 � Neugestaltung des Kirchenumfelds inkl. Renovierung der Treppenanlage

 � Anlegen eines Fußwegs zum Friedhof

 � Neugestaltung der Bushaltestelle in der Straße „Im Acker“ inkl. Aufwertung der 
Grünfläche westlich des ehem. Gasthauses Schmitz

 � Neugestaltung des Bahnhaltepunkts inkl. Sicherungsmaßnahmen an den Gleisen

 � Schaffung verkehrsberuhigter Ortseinfahrten

 � Modernisierung/ Instandsetzung Gebäude Dritter (nachrichtlich)

 � Kostenerstattungsbeträge

 � Modernisierung/ Instandsetzung gemeindeeigener Gebäude

 � Energetische Maßnahmen (§ 148 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 BauGB)

öffentlich

öffentlich

öffentlich

öffentlich

öffentlich

öffentlich

öffentlich

privat

öffentlich

öffentlich

öffentlich

4.
Vermögenswerte Vermögenswerte / Wertausgleich zugunsten der Ortsgemeinde liegen/ liegt nicht vor. Wertausgleich zugunsten 
der Ortsgemeinde ist eine fiktive Einnahmeposition.

Die Erhebung von Ausgleichsbeiträgen ist zur Finanzierung der Sanierung nicht erforderlich. Zur Umsetzung der Maßnahmen im öffentlichen Raum ist die Akquise von 
Fördergeldern vorgesehen. Im übrigen handelt es sich um private Maßnahmen, hierfür entstehen der Gemeinde keine Kosten.

Summe sämtlicher Ausgaben:                                                             ca. 135.000 € (vorläufig)

Nach Stand der Planung kann die Ortsgemeinde Urmersbach nach jetzigem Kenntnisstand - mit Ausnahme der Fördermittel aus der Dorferneuerung 
- nicht mit sanierungsbedingten Einnahmen rechnen, so dass die übrigen Kosten der Sanierung von ihr alleine zu tragen sind. Ausgenommen sind die 
Kosten der Durchführung der privaten Modernisierungs-/Instandsetzungsmaßnahmen, die die Eigentümer i.S.d. § 177 BauGB zu tragen haben. Die An-
sätze beruhen auf objektiv grob geschätzten Kosten. Die Kosten- und Finanzierungsübersicht belegt nach dem Stand der Planung, dass die Sanierung 
aus Sicht der Ortsgemeinde Urmersbach finanzierbar und die zügige Durchführung der Sanierung gewährleistet sind.



Vorschlag für die Ausweisung eines  

Sanierungsgebietes, Fazit
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Empfehlung zur Wahl des Sanierungsverfahrens

Das Baugesetzbuch unterscheidet zwei Ver-
fahren für die Durchführung der Sanierung: 

 � das umfangreiche (klassische) und

 � das vereinfachte Sanierungsverfahren.

Sie unterscheiden sich vor allem in der In-
tensität, mit der die Kommune auf die Ent-
wicklung der Bodenpreise, auf den Boden-
verkehr und auf tatsächliche Veränderun-
gen im Sanierungsgebiet Einfluss nehmen 
kann.

Die Rechtsvorschriften des BauGB sind 
so ausgelegt, dass das umfassende Sa-
nierungsverfahren angenommen wer-
den muss. Dabei finden nicht nur die Vor-
schriften des allgemeinen Städtebaurechts 
Anwendung, sondern auch die Vorschrif-
ten des besonderen Sanierungsrechts (§§ 
152-156a, insbesondere Erhebung von 
Ausgleichsbeiträgen). Da im umfassenden 
Sanierungsverfahren die Anwendung sa-
nierungsrechtlicher Genehmigungsvorbe-
halte des § 144 BauGB nicht ausgeschlos-
sen werden können, erfolgt wegen der An-
wendungsverpflichtung des § 144 Abs. 2 
BauGB eine Eintragung des Sanierungsver-
merks im Grundbuch.

Die Ortsgemeinde Urmersbach ist bei der 
Wahl des vereinfachten Verfahrens ver-
pflichtet, die Vorschriften über die Behand-
lung der sanierungsbedingten Werterhö-
hungen und somit auch die Preisprüfung 
(§ 152 ff. BauGB) auszuschließen, wenn 
die Anwendung dieser Vorschriften für die 
Durchführung der Sanierung nicht erforder-
lich ist und die Durchführung der Sanierung 
hierdurch voraussichtlich nicht erschwert 
wird (§ 142 Abs. 4 HS 1 BauGB).

Grundlagen zur Wahl des 

Sanierungsverfahrens

Die Entscheidung der Ortsgemeinde Ur-
mersbach für die Verfahrensart erfolgt ins-
besondere auf Grundlage

 � der anzustrebenden allgemeinen Ziele 
der Sanierung im Vergleich zu der vor-
handenen Situation;

 � der Durchführung der Sanierung im All-
gemeinen und unter Berücksichtigung 
der aufgrund der anzustrebenden Sa-

nierungsmaßnahmen zu erwartenden 
Entwicklung der Bodenpreise;

 � Möglichkeiten der Ortsgemeinde, 
Grundstücke für Ziele und Zwecke der 
Sanierung zum sanierungsunbeeinfluss-
ten Grundstückswert zu erwerben oder 
die Vermeidung von Erschwernissen bei 
privaten Investitionen durch unkontrol-
lierte Bodenwerterhöhungen.

Bodenwerterhöhung, 

Anwendung der §§ 152 - 156a 

BauGB

Städtebauliche Kriterien für eine wesent-
liche Erhöhung der Bodenwerte sind zum 
Beispiel:

 � das Entstehen erstmalig zweckmäßig 
bebaubarer Grundstücke durch Boden-
ordnung, Beseitigung von Altlasten, 
Wiedernutzung einer vor Sanierung im 
Privateigentum stehenden Gewerbebra-
che für neue gewerbliche Nutzungen,

 � höherwertige und/ oder intensivere 
Grundstücksnutzungen durch Änderung 
der Art und/ oder des Maßes der bau-
lichen Nutzung.

Geringere Bodenwerterhöhungen sind da-
gegen in der Regel zu erwarten, wenn die 
Ortsgemeinde vor allem Bestandspflege 
betreiben will, z. B. die Instandsetzung und 
Modernisierung von Gebäuden.

Aufgrund der festgestellten städtebau-
lichen Missstände, der allgemeinen Zie-
le und Zwecke der Sanierung in Verbin-
dung mit dem ersten städtebaulichen 
Planungskonzept und der in der Kosten- 
und Finanzierungsübersicht daraus resul-
tierend aufgeführten sanierungsbedingten 
Einzelmaßnahmen ist nicht mit wesentli-
chen Bodenwerterhöhungen zu rechnen. 
Wie aus der aufgeführten Aufstellung er-
sichtlich ist, kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Anwendung der besonderen 
sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 
152 - 156a BauGB, die insbesondere durch 
die Anwendung der sogenannten Preisprü-
fung durch die Ortsgemeinde bei bestimm-
ten Grundstücksgeschäften Dritter (bei Ver-
äußerung von Grundstücken sowie Bestel-
lung oder Veräußerung von Erbbaurechten 
und der Erhebung von Ausgleichsbeträgen) 
gekennzeichnet sind, nicht erforderlich ist.

Die Anwendung des vereinfachten Sanierungsverfahrens wird empfohlen

 � Sanierungsgebiet mit gestreuten funktionalen städtebaulichen Missständen

 � Erhaltung und Fortentwicklung der Wohnnutzungen im Gebiet

 � Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden steht im Vordergrund; Mitwirkungsbe-
reitschaft ist zu erwarten; vor allem Anreizförderung

 � Punktuelle Ordnungsmaßnahmen, die zu keinen wesentlichen Bodenwertsteigerungen füh-
ren

 � Keine gemeindliche Bodenordnung (keine grundlegende Neuordnung mit umfangreichen 
Grunderwerb, kein umfangreicher Rückbau oder keine Grundstücksfreilegungen)

 � Die geplanten Maßnahmen der Kommune liegen vorwiegend im öffentlichen Bereich (u. a. 
Gestaltung von Platz-/ Freiflächen).

 � Insofern ist das vereinfachte Verfahren zu wählen, da die Gesamtumstände die 
Annahme rechtfertigen, dass die Sanierung bei Durchführung in diesem Verfah-
ren nicht erschwert wird.

 � Die Baumaßnahmen sind Aufgabe der Eigentümer. Die Ortsgemeinde Urmersbach initiiert 
und motiviert die Grundstückseigentümer insbesondere zur Durchführung von Moderni-
sierungs-/ Instandsetzungsmaßnahmen. Auch hierbei muss die Ortsgemeinde Urmersbach 
steuernd und ggf. eingreifend bei Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungs-
änderung von baulichen Anlagen zum Inhalt haben oder bei erheblich oder wesentlich wert-
steigernden Veränderungen von Grundstücken tätig werden können.

Empfehlung zur Wahl des vereinfachten Sanierungsverfahrensi



Vorbereitende Untersuchungen, Rahmenplan, Bericht über die Gründe 28 www.kernplan.de

Anwendung der §§ 144, 145 

BauGB

Die §§ 144, 145 BauGB über die Geneh-
migung von Vorhaben, Teilungen und 
Rechtsvorgänge müssen grundsätzlich bei 
beiden Verfahren angewandt werden (Ge-
nehmigungsvorbehalte, Veränderungs-, 
Verfügungssperre). Diese ermöglichen im 
umfassenden Sanierungsverfahren zum 
Beispiel die Stabilisierung der Grund-
stückspreise, -sicherungen und Preiskont-
rollen sowie in beiden Verfahren gestalte-
rische Qualitätssicherung. Letzten Endes 
hat die Ortsgemeinde ein umfassendes 
Kontrollinstrument.

Bei Maßnahmen, die die Durchführung der 
Sanierung unmöglich machen, erschweren 
oder den Zielen und Zwecken der Sanierung 
widersprechen, muss die Ortsgemeinde ein-
greifen können. Sie kann deshalb im ver-
einfachten Sanierungsverfahren entschei-
den, ob die Vorschriften über die geneh-
migungspflichtigen Vorhaben und Rechts-
vorgänge nach § 144 BauGB im späteren 
Sanierungsgebiet im Ganzen (d. h. sowohl 
§ 144 Abs. 1 und 2 BauGB) Anwendung 
finden oder zum Teil (d. h. entweder § 144 
Abs. 1 BauGB oder § 144 Abs. 2 BauGB) 
ausgeschlossen werden sollen.

Einer schriftlichen Genehmigung durch die 
Gemeinde bedürfen 

 � § 144 Abs. 1 BauGB: Vorhaben, die die 
Errichtung, Änderung oder Nutzungs-
änderung von baulichen Anlagen zum 
Inhalt haben (Nr. 1), erhebliche oder 
wesentlich wertsteigernde Veränderun-
gen von Grundstücken (Nr. 1), schuld-
rechtliche Vertragsverhältnisse über 
den Gebrauch oder die Nutzung eines 
Grundstücks (Nr. 2)

 � § 144 Abs. 2 BauGB: die rechtsgeschäft-
liche Veräußerung eines Grundstücks 
und die Bestellung und Veräußerung 
eines Erbbaurechts, die Bestellung eines 
das Grundstück belastenden Rechts, 
schuldrechtliche Verträge, durch die 
Verpflichtungen zur Veräußerung oder 
Grundstücksbelastung eingegangen 
werden, die Begründung, Änderung 
oder Aufhebung einer Baulast, die Tei-
lung eines Grundstücks.

Um dieses Mindestmaß an „Kontroll-
instrumenten“ zur umfassenden Be-
seitigung der städtebaulichen Miss-
stände und zur Verbesserung der 
„Qualitäten“ im Plangebiet (insbe-
sondere gestalterisch) zu gewähr-

leisten, ist die Anwendung des § 144    
Abs. 1 Nr. 1 BauGB ausreichend.

Der sanierungsrechtliche Genehmi-
gungsvorbehalt nach § 144 Abs. 1 Nr. 
2 BauGB kann nach förmlicher Fest-
legung des Sanierungsgebietes mit 
Erteilung der sanierungsrechtlichen 
Genehmigung durch Allgemeinverfü-
gung (§ 144 Abs. 3 BauGB) geregelt 
werden.

Insofern wird der Ortsgemeinde Ur-
mersbach empfohlen, die Anwen-
dung der Rechte des § 144 Abs. 1 
BauGB zu belassen und die Anwen-
dung der Rechte des § 144 Abs. 2 
BauGB auszuschließen.

Ein Sanierungsvermerk gem. § 143 
Abs. 2 Satz 4 BauGB wird vom Grund-
buchamt nur dann eingetragen, 
wenn die Genehmigungspflichten 
nach § 144 Abs. 2 BauGB Anwen-
dung finden, was vorliegend nicht 
für erforderlich gehalten wird. Die 
Ortsgemeinde Urmersbach benötigt zur 
Durchführung der städtebaulichen Maß-
nahmen im Sanierungsgebiet keine Ein-
griffsmöglichkeiten z. B. bei Grundstücks-
geschäften Dritter (bei Veräußerung von 
Grundstücken sowie Bestellung oder Ver-
äußerung von Erbbaurechten). Aufgrund 
der allgemeinen Ziele und Zwecke der Sa-
nierung in Verbindung mit dem vorliegen-
den städtebaulichen Planungskonzept sind 
von der Ortsgemeinde Urmersbach keine 
Ordnungsmaßnahmen oder Baumaßnah-
men vorgesehen, die einen solchen Eingriff 
in das gemäß Art. 14 GG geschützte Eigen-
tum rechtfertigen würde.
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Empfehlung zur Abgrenzung des  

Sanierungsgebietes

Die räumliche Festlegung des Sanierungs-
gebietes erfolgt nach § 142 BauGB. 

Das Sanierungsgebiet ist so zu begren-
zen, dass sich die städtebauliche Sanie-
rung zweckmäßig durchführen lässt (§ 142     
Abs. 1 Satz 2 BauGB). Einzelne Grundstü-
cke in den Sanierungsgebietsabgrenzungs-
bereichen, die von der Sanierung nicht be-
troffen sind, können grundsätzlich aus dem 
Gebiet ganz oder teilweise ausgenommen 
werden (§ 142 Abs. 1 Satz 3 BauGB).

Die Frage, ob städtebauliche Missstände 
auf den einzelnen Grundstücken wirklich 
vorliegen, spielt eine untergeordnete Rol-
le, wenn die Einbeziehung zur Durchfüh-
rung der Sanierung zweckmäßig ist. Sind 
die städtebaulichen Probleme, die sich aus 
der Sanierung ergeben, nur einheitlich zu 
lösen, rechtfertigen diese städtebaulichen 
Zusammenhänge immer die Einbeziehung. 

Das Ermessen der Kommune ist jedoch im 
vereinfachten Verfahren insbesondere da-
durch gebunden, dass nur nicht betroffe-
ne Grundstücke aus der Gebietsfestlegung 
ganz oder teilweise ausgenommen werden 
dürfen. Das Herausnehmen ist nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu entscheiden.

Ist das Grundstück i. S. d. § 142 Abs. 1 Satz 
3 BauGB nicht betroffen und ist die Einbe-
ziehung auch nicht aus den Gründen des    
§ 142 Abs. 1 Satz 2 BauGB (Zweckmäßig-
keit der Gebietsabgrenzung) erforderlich, 
kann die Entscheidung nur im Herausneh-
men aus dem Gebiet bestehen. 

Der Sanierungsverdacht im Untersuchungsgebiet hat sich im Rahmen der Vorbereitenden 
Untersuchungen bestätigt.
Wie anhand des Analyseplans zu erkennen ist, bestehen die städtebaulichen Missstände nicht 
nur auf den einzelnen Grundstücken, sondern sind über das gesamte Untersuchungsgebiet 
verteilt. Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, das Untersuchungsgebiet vollständig als 
Sanierungsgebiet auszuweisen. 

Empfehlung zur Abgrenzung des Sanierungsgebietesi
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Legende

 empfohlene Abgrenzung 
Sanierungsgebiet

Quelle: Verbandsgemeinde Kaisersesch/ LVermGeo Rheinland-Pfalz, Stand: 02. November 2017; Bearbeitung: Kernplan
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Gründe, die die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes rechtfertigen

Rechtsgrundlage Beschreibung

Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Urmersbach hat in öffentlicher Sitzung gemäß § 141 Abs. 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) den Beginn der Vorbereitenden Untersuchungen zur Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit für das 
Untersuchungsgebiet „Ortskern Urmersbach“ in der Ortsgemeinde Urmersbach für das im Bericht dargestellte 
Untersuchungsgebiet beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses erfolgte im Mitteilungsblatt der 
Verbandsgemeinde Kaisersesch.
Die zunächst vorläufigen Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen, insbesondere unter Einschluss von Vor-
schlägen zur Abgrenzung eines förmlich festgelegten Sanierungsgebietes, des Sanierungsverfahrens sowie des städte-
baulichen Rahmenplans wurden in dem vorliegenden Bericht zusammengefasst.

Beteiligung und Mitwirkung 
der öffentlichen Aufgaben-
träger (§ 139 Abs. 2 BauGB)

Die öffentlichen Aufgabenträger/ Träger öffentlicher Belange wurden nach Maßgabe des § 139 i.V.m. § 4 BauGB 
beteiligt.
Zur vorliegenden Planung haben sich öffentliche Aufgabenträger/ Träger öffentlicher Belange geäußert. Der Ortsge-
meinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen beschlossen.

Beteiligung und Mitwirkung 
der Betroffenen (§ 137 
BauGB)

Die Sanierungsbetroffenen wurden nach Maßgabe des § 137 BauGB ebenfalls beteiligt.
Es erfolgte eine öffentliche Bekanntmachung über die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen gemäß § 137 
BauGB im Untersuchungsgebiet. Die Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen insbesondere unter Einschluss 
von Vorschlägen zur Abgrenzung eines förmlich festgelegten Sanierungsgebietes, des Sanierungsverfahrens sowie des 
städtebaulichen Rahmenplans wurden während den allgemeinen Dienststunden in der Verbandsgemeindeverwaltung 
zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt.
Es wurden keine Bedenken und Anregungen zu den Ergebnissen der Vorbereitenden Untersuchungen insbesondere 
unter Einschluss von Vorschlägen zur Abgrenzung eines förmlich festgelegten Sanierungsgebietes, des Sanierungsver-
fahrens sowie des städtebaulichen Rahmenplans vorgebracht.
Der Ortsgemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung dieses im Rahmen der Abwägung zur Kenntnis genommen.

Ergebnisse der Vorbereiten-
den Untersuchungen

Die Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen sind im Bericht zusammengefasst.
Der Ortsgemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung die Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen gebilligt.

Förmliche Festlegung des 
Sanierungsgebietes

Nach Billigung der Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen und Durchführung des Verfahrens nach §§ 137 
und 139 BauGB erfolgt die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes. Nachfolgend sind die Gründe aufgeführt, 
die die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes rechtfertigen.

Städtebauliche Missstände 
i.S.d. § 136 Abs. 2 und 3 
BauGB - Voraussetzung 
erfüllt

Im Untersuchungsgebiet treten städtebauliche Missstände in funktionaler, jedoch überwiegend in substanzieller Hin-
sicht in einer solchen Bedeutung und Häufung auf, dass sanierungsbedingte Einzelmaßnahmen, die auf eine wesent-
liche Verbesserung oder Umgestaltung des Gebietes abzielen, erforderlich sind. Hierbei bilden die Beseitigung und 
Behebung der inneren und äußeren substanziellen Missstände durch Modernisierung und Instandsetzung einer Viel-
zahl der Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen den maßgeblichen Schwerpunkt.

Wesentliche Verbesserung 
oder Umgestaltung i.S.d.     
§ 136 Abs. 2 Satz 1 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Die Einzelmaßnahmen zur Behebung von städtebaulichen Missständen sind die durch die städtebauliche Planung 
aufeinander abgestimmten einzelnen sanierungsbedingten Ordnungs- und Baumaßnahmen, die in einem mehrjähri-
gen Sanierungsverfahren von der Ortsgemeinde Urmersbach durchgeführt oder veranlasst werden (siehe einheitliche 
Vorbereitung).
Unter der Behebung muss aber nicht die völlige Beseitigung der Substanz- oder Funktionsschwächen verstanden 
werden. Ziel der Behebung der städtebaulichen Missstände ist die wesentliche, d.h. deutliche Verbesserung oder Um-
gestaltung des Sanierungsgebietes.
Eine wesentliche Umgestaltung liegt vor, wenn insbesondere im Gebiet die Art der baulichen oder sonstigen Nutzung, 
das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen oder die Erschließung verändert werden.
Eine Verbesserung ist dann als wesentlich zu bewerten, wenn die Durchführungsmaßnahmen sich deutlich positiv 
auf die städtebauliche Situation auswirken. Dieses kann z. B. bei der Modernisierung/ Instandsetzung von baulichen 
Anlagen im Rahmen einer erhaltenden Sanierungsmaßnahme der Fall sein.
Aufgrund der festgestellten städtebaulichen Missstände im Untersuchungsgebiet „Ortskern Urmersbach“ wurden 
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Sanierung entwickelt und das erste städtebauliche Rahmenkonzept sowie die 
damit verbundene Kosten- und Finanzierungsübersicht i.S.d. § 149 BauGB, die die sanierungsbedingten Einzelmaß-
nahmen beinhalten, für das Gebiet aufgestellt. Hiernach zielen die Maßnahmen insbesondere auf eine wesentliche 
Verbesserung mit der Durchführung der Modernisierung/ Instandsetzung der baulichen Anlagen im Rahmen einer 
erhaltenen Sanierung ab.
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Gründe, die die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes rechtfertigen

Rechtsgrundlage Beschreibung

Einheitliche Vorbereitung 
i.S.d. § 136 Abs. 1 Satz 1 
BauGB - Voraussetzung 
erfüllt

Die einheitliche Vorbereitung ist Wesensmerkmal einer städtebaulichen Sanierung. Durch sie werden mithilfe der 
städtebaulichen Planung die zum Teil verschiedenartigen Einzelmaßnahmen innerhalb des Sanierungsgebietes auf 
ein einheitliches Ziel ausgerichtet, aufeinander abgestimmt und miteinander verflochten. Der Begriff der einheitlichen 
Vorbereitung schließt nicht aus, dass sich die Zielvorstellungen im Verlauf einer Sanierungsmaßnahme ändern, vor 
allem aber konkretisieren können.
Für eine einheitliche Durchführung werden allgemeine Ziele und Zwecke der Sanierung entwickelt und eine in sich 
abgestimmte Rahmenplanung erarbeitet.
Die einheitliche Vorbereitung berücksichtigt vor allem auch die Beteiligung und Mitwirkung der Sanierungsbetroffe-
nen (§ 137 BauGB), der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 BauGB) einschließlich der Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange sowie der Möglichkeiten zur Bewältigung der durch die Sanierung verursachten nachteiligen Auswirkun-
gen auf die Sanierungsbetroffenen in ihren persönlichen Lebensumständen im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich, 
schließlich aber auch die kommunalpolitische Durchsetzbarkeit in der Ortsgemeinde Urmersbach. 
Die Voraussetzungen der einheitlichen Vorbereitung liegen vor.

Zügige Durchführung i.S.v.  
§ 136 Abs. 1 Satz 1 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Das Erfordernis der zügigen Durchführung ergibt sich aus der Sachnatur der Sanierungsmaßnahmen, die der Behe-
bung städtebaulicher Missstände dienen und damit für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung von besonderer 
Bedeutung sind.
Sie verpflichtet die Ortsgemeinde Urmersbach, um Verzögerungen zu vermeiden, die vom Gesetz gegebenen Handha-
bemöglichkeiten, sobald und soweit erforderlich, anzuwenden und überhaupt für eine zügige Abwicklung zu sorgen. 
Sie übergibt der Ortsgemeinde Urmersbach die Verantwortung für die gesamte Sanierungsmaßnahme, auch wenn sie 
nicht alle Maßnahmen selbst durchzuführen hat.
Eine zügige Durchführung der Sanierung ist insbesondere nur durch die Beteiligung und Mitwirkung der Sanierungs-
betroffenen (§ 137 BauGB) und der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 BauGB) gewährleistet.
Insbesondere die Grundstückseigentümer, die die Modernisierung/ Instandsetzungen der baulichen Anlagen durch-
führen, haben einen erheblichen Einfluss auf die zügige Durchführung der Sanierung.
Es besteht die Annahme, dass eine positive Einstellung zur Sanierung und eine hohe Mitwirkungsbereitschaft besteht. 
§ 149 BauGB bestimmt, dass die Ortsgemeinde Urmersbach nach dem Stand der Planung eine Kosten- und Finan-
zierungsübersicht aufzustellen, diese mit den Trägern der öffentlichen Belange abzustimmen und der höheren Ver-
waltungsbehörde vorzulegen hat.
Die Kosten- und Finanzierungsübersicht dient als Nachweis der Finanzierbarkeit innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums. Sie belegt nach dem Stand der Planung die zügige Durchführung der Sanierung. Sie hat dabei die wichtige Auf-
gabe, das Gebot der zügigen Durchführung (§ 136 Abs. 1 BauGB) und seine Umsetzung kontinuierlich zu überprüfen.
Schwerpunkt der Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen im zukünftigen Sanierungsgebiet soll die 
Durchführung von Modernisierung/ Instandsetzungen von baulichen Anlagen, deren Kosten die Eigentümer tragen, 
sein. Auf § 177 BauGB wird verwiesen. 
Die Dauer der Sanierungsmaßnahme ist zeitlich durch die Anwendung des Sanierungsrechts auf den Zeitpunkt von 
der Bekanntmachung des Beschlusses über den Beginn der Vorbereitenden Untersuchungen (§ 141 Abs. 3 BauGB) bis 
zur Aufhebung der förmlichen Gebietsfestlegung (§ 162 BauGB) begrenzt.
Gemäß § 142 Abs. 3 Satz 3 und 4 BauGB ist bei dem Beschluss über die Sanierungssatzung zugleich durch Beschluss 
die Frist festzulegen, in der die Sanierung durchgeführt werden soll; die Frist soll 15 Jahre nicht überschreiten. Kann 
die Sanierung nicht innerhalb der Frist durchgeführt werden, kann die Frist durch Beschluss verlängert werden.
Damit wird ein Instrument zur Verfügung gestellt, um das Zügigkeitsgebot von § 136 Abs. 1 BauGB und § 149 Abs. 
4 Satz 2 BauGB praktisch umzusetzen; mit der Verlängerungsmöglichkeit wird zugleich die erforderliche Flexibilität 
gewährleistet.
Aufgrund des vorhandenen ersten städtebaulichen Planungskonzepts und der Kosten- und Finanzierungsübersicht 
i.S.d. § 149 BauGB (nach Stand der Planung), die die sanierungsbedingten Einzelmaßnahmen beinhalten, ist prog-
nostisch von einer Durchführungsfrist von 10 Jahren auszugehen.
Für die Beurteilung der Durchführbarkeit im Allgemeinen zählt auch administrativ die Verwaltungskraft der 
Ortsgemeinde Urmersbach bzw. die Einschaltung eines Sanierungsbeauftragten.
Aufgrund der Finanzierbarkeit der Sanierung, der administrativen Möglichkeiten sowie mit einer auf Dauer angelegten 
aktiven Öffentlichkeitsarbeit und Beratung/ Betreuung u. a. der Grundstückseigentümer und potenziellen Investo-
ren sowie der Fähigkeit der aktiven Steuerung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen, kann nach derzeitigem 
Stand von einer zügigen Durchführung der Sanierung innerhalb der Durchführungsfrist von 10 Jahren, d.h. bis zum 
31.12.2030, ausgegangen werden.
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Gründe, die die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes rechtfertigen

Rechtsgrundlage Beschreibung

Öffentliches Interesse i.S.v.  
§ 136 Abs. 1 Satz 1 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Das öffentliche Interesse ist nicht bereits mit dem Nachweis der städtebaulichen Missstände gegeben, sondern muss 
als weiteres Merkmal hinzutreten, damit das Sanierungsrecht angewendet werden kann. Im öffentlichen Interesse 
müssen sowohl die einheitliche Vorbereitung als auch die zügige Durchführung liegen. 
Als öffentliches Interesse kommen alle im Katalog des § 1 Abs. 5 BauGB genannten städtebaulichen Belange in Frage. 
Es reicht ein qualifiziertes, d.h. hier ein örtliches öffentliches Interesse aus. Die Durchführung der betreffenden Maß-
nahme muss für die Ortsgemeinde eine besondere Bedeutung haben.
Insbesondere die Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile, 
die Beachtung der Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, der erhaltenswerten Orts-
teile und Belange des Umwelt- und Klimaschutzes sowie die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse sollen Ziele und Zwecke der Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen in der 
Ortsgemeinde sein. 
Es hat sich als notwendig erwiesen, dass zum einen eine einheitliche Planungskonzeption für das Sanierungsgebiet 
aufzustellen ist, zum anderen auch, dass die Maßnahme mit Nachdruck in einem überschaubaren Zeitraum abzu-
wickeln ist.
Die Durchführung der betreffenden Gesamtmaßnahme des besonderen Städtebaurechts hat für die Ortsgemeinde Ur-
mersbach eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die Beseitigung oder Behebung der städtebaulichen Missstände, 
die in funktionaler, jedoch überwiegend in substanzieller Hinsicht in einer solchen Bedeutung und Häufung auftreten, 
dass sanierungsbedingte Einzelmaßnahmen, die auf eine wesentliche Verbesserung oder Umgestaltung des Gebiets 
abzielen, erforderlich sind. Hierbei bilden die Beseitigung und Behebung der inneren und äußeren substanziellen 
Missstände durch Modernisierung und Instandsetzung einer Vielzahl der Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen 
den maßgeblichen Schwerpunkt.
Es liegt hiermit für die Ortsgemeinde Urmersbach ein qualifiziertes, d.h. ein örtliches öffentliches Interesse, vor. Die 
einheitliche Vorbereitung und zügige Durchführung liegt im öffentlichen Interesse.

Sozialplan § 140 Nr. 6 
BauGB - Voraussetzung 
erfüllt

Der Sozialplan nach § 180 BauGB dient dazu, sozial nachteilige Folgen bei der Durchführung städtebaulicher Maß-
nahmen möglichst zu vermeiden oder zu mildern. Die Erarbeitung und Fortschreibung des Sozialplans ist eine Aufgabe 
der Ortsgemeinde Urmersbach im Rahmen der Vorbereitung der Sanierung (§ 140 Nr. 6 BauGB).
Die Ortsgemeinde Urmersbach ist verpflichtet, die öffentlichen Aufgabenträger nebst betroffenen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Sanierungsbetroffenen möglichst frühzeitig an der Rahmenplanung zu beteiligen.
Sind bei städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen für die im Plangebiet wohnenden und arbeitenden Menschen vor-
aussichtlich nachteilige Auswirkungen zu erwarten, ist im Regelfall von der Ortsgemeinde Urmersbach ein Sozialplan 
zu erarbeiten (§ 180 BauGB).
Aufgrund des vorliegenden ersten städtebaulichen Planungskonzepts und der Kosten- und Finanzierungsübersicht 
i.S.d. § 149 BauGB, die die sanierungsbedingten Einzelmaßnahmen beinhalten, sind keine Nachteile für die im 
Plangebiet wohnenden und arbeitenden Menschen erkennbar. Insofern entfällt die Verpflichtung der Ortsgemeinde 
Urmersbach zur Aufstellung eines Sozialplans.

Abwägung der öffentli-
chen und privaten Belange          
§ 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB 
- Voraussetzung erfüllt

Die öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen.
Die Abwägungsklausel findet vorwiegend im Rahmen von Planungen Anwendung. Da das Abwägungsgebot für 
die Bauleitplanung unberührt bleibt (§ 1 Abs. 7 BauGB), wirkt sich das sanierungsrechtliche Abwägungsgebot 
vor allem auf städtebauliche Planungen anderer Art (z.B. städtebaulicher Rahmenplan) aus. Der Sammlung des 
Abwägungsmaterials dienen insoweit Beteiligungen (§§ 137–139 BauGB) und die vorbereitenden Untersuchungen 
(§ 141 BauGB).
Auch der Erlass einer Sanierungssatzung setzt eine gerechte Abwägung der öffentlichen und privaten Belange voraus. 
Die Abwägung muss sich jedoch nur auf die allgemeinen Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung im Allgemei-
nen beziehen, wozu auch die Finanzierbarkeit des Sanierungskonzepts gehört (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
24.04.1991 – 10 C 11555/90 –, juris).
Die Entscheidung, ob saniert werden soll, und die förmliche Ausweisung eines Sanierungsgebiets stehen am Anfang 
einer Sanierungsmaßnahme; von daher können bei der nach § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB vorzunehmenden Abwägung 
in diesem Verfahrensstadium nur geringe Anforderungen an die Konkretisierung der Sanierungsziele und die Bewälti-
gung von durch das Sanierungsvorhaben ausgelösten Konflikten gestellt werden.
Private und öffentliche Belange sind grundsätzlich gleichgewichtig. Die im Rahmen der Abwägung mögliche Zurück-
stellung privater Belange zugunsten öffentlicher muss verhältnismäßig sein. 
Grundlegende Voraussetzung einer ordnungsgemäßen Abwägung ist die ausreichende Ermittlung und Klärung der 
von den vorgesehenen Sanierungsmaßnahmen betroffenen Rechtspositionen, die bei der (weiteren) Umsetzung der 
Sanierung zu beachten sind. Danach ist absehbar, ob und inwieweit die Sanierungsziele überhaupt erreichbar sein 
werden. Unterbleibt diese Klärung, erfolgt die Abwägung nach § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB schon im Ansatz auf einer 
unvollständigen Grundlage, weil die zügige Realisierbarkeit der mit der Satzung verfolgten Sanierungsziele offen-
bleibt.
Eine Abwägung gemäß § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB setzt u.a. die Beteiligung der Betroffenen (§ 137 BauGB) und der 
öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 BauGB) voraus.
Es sind keine Argumente bekannt, die gegen die Ausweisung eines Sanierungsgebietes und die Realisierung der 
Rahmenplanung sprechen.
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Gründe, die die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes rechtfertigen

Rechtsgrundlage Beschreibung

Laufende Erfolgskontrolle Es wird nach förmlicher Festlegung des Sanierungsgebiets empfohlen, im Laufe der Umsetzung der Sanierungsmaß-
nahmen Erfolgskontrollen durchzuführen (z.B. durch Auswertung der Modernisierungs- und Instandsetzungsverein-
barungen). Es ist ratsam, Stärken und Schwächen der Entwicklung zu ermitteln und die Maßnahmen des Sanie-
rungsrahmenplanes nach Beteiligung der Betroffenen und der öffentlichen Aufgabenträger fortzuschreiben.  

Fazit Die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Ortskern Urmersbach“ in der Ortsgemeinde Urmersbach ist be-
gründet und gerechtfertigt.
Dem Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Urmersbach wird empfohlen, nach Maßgabe des § 142 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Ortskern Urmersbach“ in der Ortsgemeinde Ur-
mersbach zu beschließen und nach Maßgabe des § 143 Abs. 1 Satz 1 BauGB die Sanierungssatzung ortsüblich 
bekannt zu machen. 
Hinweis: Die genauen Verfahrensdaten sind der Anlage zu entnehmen.

Verfahrenshinweise

 � Bei Detailplanungen sind aufgrund einer möglichen Betroffenheit insbesondere folgende Träger öffentlicher Belange zu beteiligen: SGD Nord, Regio-
nalsteIle Abfallwirtschaft, Bodenschutz; Deutsche Bahn Netz AG, DB Immobilien; Deutsche Telekom Technik GmbH, Mayen; Dienstleistungszentrum 
Ländlicher Raum als Flurbereinigungsbehörde, Siedlungsbehörde; Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesarchäologie/ Außenstelle 
Koblenz; Kreiswerke Cochem-Zell; Westnetz GmbH, Rauschermühle. Die genaue Betroffenheit kann der Originalstellungnahme entnommen werden.

 � Durch das geplante Sanierungsgebiet führt die Eisenbahnstrecke 3005 Andernach - Gerolstein (ca. in Höhe von Bahn-km 39,450 bis ca. Bahn-km 
39,750).

 � Im angegebenen Planungsbereich sind keine archäologischen Fundstellen bekannt. Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungs-
pflicht für archäologische Funde bzw. Befunde gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

 � Im südwestlichen Rand des Plangebietes befinden sich 3 kartierte Altablagerungen. Die Altablagerungssteile Sportplatz (Nr. 135 02 084-0202/000-
00, ca. 9.500m2) ist teilweise mit überplant. Daher ist die SGD Nord, RegionalsteIle Abfallwirtschaft, Bodenschutz als Obere Abfall- und Boden-
schutzbehörde zu beteiligen.

 � Sofern asbesthaltige Bauteile (Außen- und Innenbereich der Gebäude) bei der Sanierung mit berücksichtigt werden müssen (insbesondere defekte 
Bauteile an Fassaden), wird auf die Vorgaben der Asbestrichtlinie (Richtlinie für Bewertung und Sanierung schwach gebundener Asbestprodukte in 
Gebäuden), TRGS 519 (Technische Regeln für Gefahrstoffe, „Asbest, Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten“) und das LAGA-Merk-
blatt 23, Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger Abfälle verwiesen.

 � Für den Umgang und Entsorgung weiterer Bauabfälle wird auf den Leitfaden Bauabfälle Rheinland-Pfalz hingewiesen (www.lfu.rlp.de).

 � Hinsichtlich der Befahrbarkeit der Straßen durch Müllfahrzeuge sind die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen - RASt zu beachten.

 � Die Kreiswerke Cochem-Zell weisen darauf hin, dass im Plangebiet Hauptleitung(en), Hausanschlüsse sowie Schieber- und Hydranten vorhanden 
bzw. vorgesehen sind. Die Hinweise und technischen Ausführungsbestimmungen der Kreiswerke Cochem-Zell, die der Stellungnahme der Kreisver-
waltung Cochem-Zell vom 02.09.2020 beigefügt waren, sind zu beachten.

 � Neben der leitungsgebundenen Trinkwasserversorgung kann lediglich der Brandschutz als Grundschutz mit 13,4 l/s sichergestellt werden. Darüber 
hinausgehende Brandschutzanforderungen sind vom Maßnahmenträger bzw. Bauherren sicherzustellen.

 � Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der Baumaßnahmen und zur Sicherung des Eisen-
bahnbetriebs das Einhalten von Sicherheitsabständen zwingend vorgeschrieben. Grundsätzlich müssen daher alle Baumaßnahmen entlang der 
Bahnstrecke u.a. mit der DB Netz AG abgestimmt werden. Zur Beurteilung von Baumaßnahmen benötigen die zu beteiligenden Fachdienste des 
DB-Konzerns detaillierte Planunterlagen. Eine allgemeine Aussage zu Baumaßnahmen kann nicht erfolgen, da es sich jeweils um Einzelfallentschei-
dungen handelt, die nicht auf andere Vorhaben übertragbar sind.

 � Im Zuge von konkreten Ausbauplanung ist das jeweilige fachgesetzliche Verfahren (z.B. nach dem FStrG) durchzuführen; dabei ist die DB Netz AG 
insbesondere als TÖB (und zudem als Grundstückseigentümer) zu beteiligen. Vom Umfang der Ausbaumaßnahme abhängig, kann auch die Auf-
stellung einer Kreuzungsvereinbarung nach EKrG erforderlich werden. Die fachlich zuständige Abteilung der DB Netz AG ist dazu rechtzeitig an der 
Planung zu beteiligen.

 � Alle Baumaßnahmen entlang der Bahnstrecke müssen mit der DB Netz AG abgestimmt werden. Wir weisen darauf hin, dass ein privates Bauvorha-
ben nur genehmigt werden kann, wenn es neben den Vorschriften des allgemeinen (Landes-) Baurechts auch sonstige öffentliche Vorschriften (z.B. 
solche des Eisenbahnrechts) einhält und die öffentliche Sicherheit - eben auch die des Eisenbahnverkehrs - nicht gefährdet wird. Einzureichen sind 
daher prüfbare Unterlagen mit Bahnbezug (Darstellung im Lageplan, Querschnitte mit Bahnbezug (Lage, Höhe, Gleisachse, Grenze), ggf. statische 
Berechnung (EBA geprüft)).

 � Die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche Bestimmungen sind einzuhalten.

 � Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Grenzsteine sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet 
oder beseitigt werden. Erforderlichen-falls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu setzen.

 � Die Sichtverhältnisse auf die Bahnanlagen und Signalanlagen dürfen durch Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden und müssen jederzeit gewähr-
leistet sein.
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 � Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberleitungsmas-
ten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleisten.

 � Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grund-
stück verkehrenden Personen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahngelände 
oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird. Die Einfriedungen zur Bahneigentumsgrenze hin sind so 
zu verankern, dass sie nicht umgeworfen werden können (Sturm, Vandalismus usw.). Ggf. ist eine Bahnerdung gemäß VOE-Richtlinien vorzusehen. 
Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu 
Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger.

 � Parkplätze und Zufahrt müssen auf ihrer ganzen Länge zur Bahnseite hin mit Schutzplanken oder ähnlichem abgesichert werden, damit ein unbe-
absichtigtes Abrollen zum Bahngelände hin in jedem Falle verhindert wird. Die Schutzmaßnahmen sind in Abhängigkeit der Örtlichkeit festzulegen 
und ggf. mit Blendschutz zu planen. Die Schutzvorrichtung ist von den Bauherren oder dessen Rechtsnachfolgern auf ihre Kosten laufend instand 
zu setzen und ggf. zu erneuern.

 � Im Bereich des Kinderspielplatzes/ der Sportanlagen muss die Einfriedung die entsprechende Höhe aufweisen. Es muss in jedem Falle vermieden 
werden, dass Kinder/ Nutzer der Sportanlagen durch ihr Verhalten sich selbst und den Eisenbahnbetrieb beeinträchtigen bzw. gefährden können 
(z.B. durch Ballspielen, Steine werfen auf vorbeifahrende Züge etc.). Bei der Errichtung von Spiel- und Sportplätzen nahe aktiver Bahnstrecken ist 
die DIN 18035-1:2003-02 zu beachten. Insbesondere verweisen wir auf die geforderte Höhe von Ballfängen.

 � Bei geplanten Bebauungen, Bepflanzungsmaßnahmen und Umgestaltungen von Straßen muss die uneingeschränkte Sicht der Verkehrsteilnehmer 
aus mindestens - 50 m - Entfernung auf die Sicherungsanlagen des Bahnübergangs (Andreaskreuze etc.) erhalten bleiben. Ein- bzw. Ausfahrten sind 
so weit vom Bahnübergang abzurücken, dass die Lichtsignale der Bahnübergangssicherung von den Verkehrsteilnehmern jederzeit rechtzeitig und 
eindeutig erkannt werden und die Verkehrsteilnehmer nicht Gefahr laufen, im schrankenlosen Bereich in den Bahnübergang einzufahren, sondern 
zweifelsfrei rechtzeitig in den mit Schranken versehenen Zufahrtsraum geleitet werden.

 � An bestehenden/ benachbarten Bahnübergang sind sicherheitstechnische Auflagen zur Vermeidung von Gefahren für die Verkehrsteilnehmer einzu-
halten. Insbesondere weisen wir auf den nötigen Stauraum (27 m), die Schleppkurve, die richtige Beschilderung und die Übersicht (Sichtdreieck) hin.

 � Sofern Straßenbaumaßnahmen/ Parkflächen/ Zufahrten in direkter Nachbarschaft/ in unmittelbarer Nähe/ Parallellage zu den Gleisen/ Eisenbahn-
brücken geplant sind, könnte nach der Inbetriebnahme eine gewisse Gefahr durch von der Fahrbahn abkommende Straßenfahrzeuge und ihrer La-
dung für die Bahnanlagen ausgehen. Zwischen Schienenweg und anderen Verkehrswegen (Straßen, Zufahrten, Parkplätze sowie Geh- und Radwege 
etc.) sind daher Mindestabstände und Schutzmaßnahmen erforderlich. Ein Abrollen zum Bahngelände hin ist durch geeignete Schutzmaßnahmen 
sicher zu verhindern. Die Schutzmaßnahmen sind in Abhängigkeit der Örtlichkeit festzulegen und ggf. mit Blendschutz zu planen.

 � Zur Vermeidung des Anpralls von Fahrzeugen gegen Eisenbahnbrücken, das Abirren von Straßenfahrzeugen auf die Schienenstrecke von Straßenbrü-
cken herab oder von Straßen, die parallel zur Schiene verlaufen, sind die gesetzlichen Vorgaben und die Richtlinien für passive Schutzeinrichtungen 
an Straßen (RPS) und das UIC Merkblatt 777-1 bei der Planung der Schutzmaßnahmen zu beachten. Die Schutzvorrichtung ist vom Bauherrn oder 
dessen Rechtsnachfolger kostenpflichtig zu errichten und auf dessen Kosten laufend instand zu setzen und ggf. zu erneuern.

 � Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes 
entsprechen. Zu den Mindestpflanzabständen ist die DB Konzernrichtlinie (Ril) 882 „Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu 
beachten. Abstand und Art von Bepflanzungen müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen können. 
Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (u.a. Rückschnitt) ständig zu gewährleisten. Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelände ist 
entsprechend der Endwuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Ver-
kehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche 
Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Daher wird empfohlen, entsprechende 
Neuanpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von vornherein auszuschließen.

 � Es wird darauf hingewiesen, dass auch auf benachbarten Fremdflächen mit Kabeln und Leitungen der DB zu rechnen ist. Falls eine Kabel- und Lei-
tungsermittlung im Grenzbereich gewünscht wird, ist diese ca. 6 Wochen vor Baubeginn bei der Deutsche Bahn AG, DB Immobilien zu beantragen.

 � Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der 
Nähe der Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und 
Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen.

 � Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung aus-
geschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubrin-
gen. Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage keinerlei negativen Auswirkungen auf die Sicher-
heit des Eisenbahnbetriebs (z.B. Sichteinschränkungen der Triebfahrzeugführer durch z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen können und dass die 
Lärmemissionen des Schienenverkehrs nicht durch Reflektionseffekte erhöht werden. Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden 
Eisenbahnverkehrsunternehmen sind hinsichtlich Staubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z.B. Bremsabrieb) sowie durch Instandhaltungs-
maßnahmen (z.B. Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von allen Forderungen freizustellen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit der Anlage (Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind, keine 
Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können.

 � Der Zugang zu den Bahnanlagen muss zu jeder Zeit für Mitarbeiter des DB Konzerns und beauftragte Dritte zum Zwecke der Instandhaltung mit 
Dienstfahrzeugen sowie für Rettungspersonal mit Rettungsfahrzeugen gewährleistet sein.

 � Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist 
gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch während 
der Bauzeit.

 � Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche 
Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden.
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 � Es wird darauf hingewiesen, dass durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen Emissionen (insbesondere Luft- und KörperschaII, 
Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.) entstehen, die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. In unmittelbarer Nähe elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen der Deutschen Bahn AG ist mit 
der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es 
obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen.

 � Es wird auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, Betriebseinrichtungen oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verun-
reinigen, Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder andere betriebsstörende oder 
betriebsgefährdende Handlungen vorzunehmen.

 � Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der Planungsträger/ Bauherr. Das gilt auch, wenn sich erst in 
Zukunft negative Einwirkungen auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechende Änderungsmaßnahmen sind dann auf Kosten des Vorhabenträgers 
bzw. dessen Rechtsnachfolger zu veranlassen.

 � Je nach Art und Ausführung des Bauvorhabens können sich noch weitere Auflagen seitens der Deutschen Bahn AG ergeben.

 � Kulturdenkmäler genießen Erhaltungs- und Umgebungsschutz (laut §§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 4 Abs. 1 Satz 4 DSchG). Der Umgebungsschutz bezieht 
sich u.a. auf angrenzende Bebauungen, städtebauliche Zusammenhänge und Sichtachsen. Es gilt eine Genehmigungspflicht gemäß 13 Abs. 1 
DSchG, die einen Antrag auf Erteilung einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung bei der zuständigen Genehmigungsbehörde der Kreisver-
waltung (Untere Denkmalschutzbehörde) vorsieht, falls Baumaßnahmen oder Änderungen an oder im Umfeld von Kulturdenkmälern geplant sind.

 � Die Beseitigung des Niederschlagswassers hat unter Berücksichtigung der §§ 5 und 55 WHG und des § 13 Abs. 2 LWG zu erfolgen. Es sollte über-
prüft werden, ob im Zuge der Sanierungsmaßnahmen Verbesserungspotenziale für die bestehende Entwässerungssituation vorliegen und umgesetzt 
werden können.

 � Das Plangebiet wird vom Urmersbach und einem Nebengewässer (Gewässer III. Ordnung) durchflossen. Diese Gewässer sind in der Ortslage auch 
teilweise verrohrt. Bei der weiteren Planung ist zu beachten, dass gemäß § 31 Landeswassergesetz (LWG) der 10-m-Bereich entlang der Gewässer 
III. Ordnung von jeglicher baulicher Nutzung freizuhalten ist bzw. dort eine Genehmigungspflicht nach § 31 LWG besteht. Diese Regelung dient 
dazu, die in § 6 Wasserhaushaltsgesetz genannten allgemeinen Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung sicherzustellen. Auf die Erforderlichkeit 
einer wasserrechtlichen Zulassung nach § 68 WHG für Gewässerausbauten wird hingewiesen.

 � Für die VG Kaisersesch liegt eine Gefährdungsanalyse mit ausgewiesenen Sturzflutentstehungsgebieten nach Starkregen (Hochwasserinfopaket, 
Karte 5) vor. Das Plangebiet ist von Überflutungen nach Starkregen gefährdet. Mögliche Gefährdungen durch Starkregen sollten bei der Sanie-
rungsplanung berücksichtigt werden. Bei Neu- und Umbauten sollten geeignete Maßnahmen wie Notwasserwege u.a. ergriffen werden, die einen 
möglichst schadlosen Abfluss des Wassers durch die Ortschaft ermöglichen. Neubauten sollten in einer, an mögliche Überflutungen angepassten, 
Bauweise errichtet werden.

 � Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist insgesamt darauf zu achten, dass Oberflächenabflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem 
kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. 
Hierfür sind bei der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigen-
tümer zu bedenken.

 � Die im Bereich des Untersuchungsgebietes liegende Ablagerungsstelle Urmersbach, Sportplatz, Registriernummer 135 02 084 – 0202, ist von den 
aufgeführten Sanierungsmaßnahmen nicht betroffen.


